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Prüfungsablauf 

Vor emerkungen 

Vorbemerkungen 

Prlltung ... gegcn�tand 

Aufgrund gerichtlicher Sch ritte gegen Ba uunterneh mungen wegen i lle­
ga ler Preisabsp rachen überp rüfte der RH a ufgrund eines Ers uchens vom 
4. Ma i 1998 des dama l igen Bundes m inis ters für wirtschaftliche Angele­
genheiten, Dr Ha nnes Fa rnleirner, die Praxis der Auftragsverga be in den 
Bereichen Bundess tra ßenba u  (im Zuständigkeits bereich des nunmeh rigen 
BMVIT) und Bundeshoch ba u ( im Zuständigkeits bereich des nunmeh ri­
gen BMWA). 

Er"ter Teilbericht 

Der ers te Tei lberich t  über das E rgebnis d ies er Geba rungs überp rüfung 
( Reihe Bund 2000/3) wurde dem Na tiona l ra t  im Juni  2000 vorgelegt 
und beha ndelte im Wes entl ichen die Verga ben des Amtes der Nieder­
ös terreich ischen La ndes regierung, des Amtes der Burgenländischen Lan­
desregierung und des Amtes der Sa lzburger Landes regierung in Bereichen 
des Bundess tra ßenba ues und des Bundeshochba ues sowie die Verga ben 
der Bundesgebäudeverwa ltung 11 Linz-Salzburg im Bereich des Bundes­
hoch baues . 

/, 'c l ter Tcilbencht 

Entsp rechend dem Prüfungsers uchen führte der RH im Bereich Bundes­
s traßenbau von März bis Oktober 1 999 sowie im Bereich Bundeshochba u 
von Sep tember 1 998 bis Juli 1 999 beim Amt der Kärntner La ndesregie­
rung, bei der Bundesgebäudeverwa ltung 11 Klagenfurt, der Bundes ba u­
direktion Wien für Wien, Niederösterreich und Burgenla nd, beim dama ­
l igen BMwA ( i n  Bezug a uf d i e  Neuba uten der U nterkünfte für d i e  
Grenzgenda rmerie), bei der Alpen Straßen AG und bei der Bundes immo­
bilienges mbH Gebarungs überp rüfungen durch . 

1 

III-110 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)10 von 66

www.parlament.gv.at



Zweiter Teilbericht 

2 

Auswahlmethode 

Zu den für den Bereich Bundess traßenbau zwischen Aug us t und Dezem­
ber 1999 sowie für den Bereich Bundeshochbau zwischen Oktober 1 999 
und Jänner 2000 zugeleiteten Prüfungsmitteilungen nahmen das damalige 
BMwA, das Amt der Kärntner La ndesreg ierung , die gena nnte Bundes ­
ba udi rektion und die  Bundes immobil ieng esmbH zwischen Dezember 
1 999 und Februa r 2000 (Bundess tra ßenba u) sowie zwischen Dezember 
1 999 und Ma i 2000 (Bundeshochba u) Stellung .  Der RH ga b seine Ge­

genäußerungen zwischen März 2000 und November 2000 ab .  

Der RH ga b i m  April 2000 seine Prüfungs fes ts tellungen über den Be­
reich Bundess t ra ßenba u  dem BMVIT sowie über den Bereich Bundes ­
hochba u  dem BMWA beka nn t .  Da zu na hmen das BMWA i m  Aug us t  
2000 und das BMVIT i m  November 2000 Stellung .  Der R H  ga b im No­
vember und Dezember 2000 Gegenäußerungen a b. 

Das Ers uchen des da ma ligen Bundes minis ters für wirtschaftliche Angele­
g enheiten,  Dr Ha nnes Fa rnle i tner, d ie Auftrags verga ben des Bundes ­
s tra ßenba ues und Bundeshochba ues z u  überprüfen, erforderte wegen des 
g roßen Umfa nges der Verga ben im Bundes bauwesen eine Aufbereitung 
des Da tenma teria ls d ieser Geschäfts fälle und die Era rbeitung einer ent­
sprechenden Auswahlmethode. Im Hinblick auf die zu prüfenden abrech­
nungs releva nten Auswirkungen der Vergabefälle berücks ichtigte der RH 
hiebe i Ba uha upta ufträg e  über 3 Mil l  ATS und Profess ionis tena ufträg e  
über 1 ,5 Mill ATS.  

Der RH gi ng bei der Auswa hl der Vergabefälle davon a us ,  dass s ie s ich 
hins ichtlich möglicher Fehlera rten und Fehlerhäufig keiten deutlich unter­
scheiden. Mit Hilfe eines EDV-unterstützten Auswahlverfahrens wurden 
die zu prüfenden Vergabefälle je Diens ts telle ermittelt .  Hiezu wurden a lle 
Verga befälle nach einheitlichen Grundsätzen durch 2 1  unterschiedlich 
g ewichtete Pa ra meter beschrieben. 

Dies e  Pa ra meter betra fen werta bhäng ige Elemente, wie die Höhe der 
Auftragssummen, deren Änderung im Zuge der Ba ua bwicklung s owie 
die Größenordnung der Aufträg e  je Unternehmung . Wei ters wurden a ls 
wertuna bhäng ig e Pa ra meter die Art und Weise des Verga beverfa hrens ,  
Besonderheiten i n  der Abwicklung des Bauvorha bens sowie unterneh­
mungsspezifische Besonderheiten berücks ichtigt .  

Die  Gewichtungsfaktoren i nnerha lb der  einzelnen Pa ra meter wurden je 
nach der Bedeutung der jeweiligen Merkma lsa uspräg ung unterschiedlich 
hoch einges tuft und da nach in Risikopunkten ausgedrückt.  

Die je  Geschäfts fa l l  a ngefa llenen R is i kopunkte wurde a ddiert und der 
Größe nach gereiht.  Die Aus wertung ergab eine Einteilung der 230 Bau­
vorha ben in vier R is ikoklassen je Diensts telle, wobei die Prüfungs wür­
dig keit mit  der Anzahl der Ris i kopunkte je Ba uvorhaben st ieg . 
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Vor er ungen 

Die Klassen mit höherer Prüfungswürdigkeit wurden bei der Festlegung 
der Stichprobengröße entsprechend berücksichtigt. Im Bereich Hochbau 
wurden bei den im Rahmen der Stichprobenauswahl festgelegten Bauvor­
haben zusätzlich zum jeweiligen Hauptauftrag auch ein bis drei Professio­
nistenaufträge überprüft .  

Die  Stichproben der überprüften Bauvorhaben erfassten rd 40 % der Ge­
samtaufrragssumme aller Bauvorhaben. 

Vorlagc an den Nation alrat 
, 

Der R H  erstattet sohin  gemäß Art 1 26 b Abs 1 und Art 1 26 d Abs 1 
B-VG den zweiten und abschließenden Teilbericht über das Ergebnis der 
Gebarungsüberprüfung. 

Dctr'itcll u ng dcs Prüf u ngsergcbni'i'ic'i 

In der nachstehenden Darstell ung des Prüfungsergebnisses werden die 
dem RH bedeutsam erscheinenden Sachverhalte (Kennzeichnung mit  1 
an der zweiten Stelle der Absatzbezeichnung), deren allfällige Beurtei­
lung durch den RH (Kennzeichnung mit 2), die hiezu abgegebenen Stel­
lungnahmen sowie die dem RH im Zuge der Gebarrmgsiiberprii/zmg zugekomme­
nen Standpunkte (Kennzeichnung mit 3 und Kursivschrift) und eine al lfällige 
Gegenäußerung des RH (Kennzeichnung mit 4) aneinander gereiht. Das 
Zahlenwerk enthält allenfalls kaufmännische Rundungen. 

Der vorliegende Bericht des RH ist nach Vorlage an den Nationalrat über 
die Homepage des RH .. http://www.rechnungshof.gv.at .. verfügbar. 

3 
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Kurzfassung 

Bereiche der Bundesministerien für 

Verkehr, Innovation und Technologie 

sowie für Wirtschaft und Arbeit 

Bumk hm hb,llI\ oduhlll " 1 Bundl 1,111 I 

d<. r \ Ipl'n tr,llk 11 \(" d<. r BUlllk ... b tudll <. 

,lIl1tlll, 

t Oll I<. 11. 

d<. ... d,lII ,thgell B 1 \ \ UI d du BlIIH.k I 11111 lO!>l Itl 'lgl n hll 

Im überprüften Zeitraum 0 994 bis 19%) tätigten die überprüften 
Dienststellen und Unternehmungen des Bundesstraßen- und Bun­
deshochbaues Vergaben im Umfang von rd 8,9 Mrd ATS. Hieraus 
wählte der RH nach Strukturierung der Vergaben in mehrere 
Risikoklassen mit einem Stichprobenverfahren 16 Vergaben von 
Straßen- und Brückenbauarbeiten und 93 Vergaben im Hochbau­
bereich (Baumeister- und Professionistenarbeiten) aus, die insge­
samt rd 40 % der gesamten Auftragssumme umfassten. 

Dem Anlass und besonderen Charakter der Gebarungsüberprüfung 
entsprechend maß der RH der Ordnungsgemäßheit der Abwick­
lung der Auftragsvergaben und der Einhaltung der geltenden Rechts­
vorschriften hohe Bedeutung bei. 

Dabei beanstandete der RH Verstöße gegen vergaberechtliche Vor­
schriften. Diese führten teilweise dazu, dass die notwendige Trans­
parenz des Vergabeverfahrens nicht mehr gegeben war oder dass 
der Zuschlag an Bieter erteilt wurde, die nicht Bestbieter im Sinne 
der vergaberechtlichen Vorschriften waren, weil ihr Angebot zB 
auszuscheiden gewesen wäre. Bei zwei Bauvorhaben schloss der RH 
wegen der auffälligen Preisgestaltung Bieterabsprachen nicht aus. 

Bei 16 Hochbauvorhaben war das Leistungsverzeichnis so mangel­
haft, dass ein wesentlicher Teil der Leistungen nicht oder in ande­
rem Umfang ausgeführt wurde. Dies hatte gemeinsam mit stark 
unterschiedlich angebotenen Einheitspreisen zur Folge, dass bei 
diesen Vorhaben ein an zweiter Stelle oder noch weiter dahinter ge­
reihter Bieter die im Leistungsverzeichnis enthaltenen Leistungen 
billiger abgerechnet hätte als der jeweilige ursprüngliche Billigst­
bieter (insgesamt 7,6 Mill ATS). 

Bei einigen Bauvorhaben stellte der RH Abrechnungsmängel mit 
wesentlichen Kostenauswirkungen fest. Das aus den Vergabemän­
geln und Abrechnungsmängeln resultierende Einsparungspotenzial 
schätzte der RH mit rd 6,0 Mill ATS bei den überprüften Straßen­
bauvorhaben und mit 63,9 Mill ATS bei den überprüften Hochbau­
vorhaben ein, wovon rd 6,5 Mill ATS zurückgezahlt sind oder ein­
bringlich sein könnten. 
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Erteilte Aufträge von 1994 bis 1996 I) 

Rechtsgrundlage: Bundesvergabegesetz, BGBl Nr 462/ 1993 

Vorhaben 

Straßen bau Hochbau 

Dienststelle/U nrernehmung Anzahl 

Amt der Kärnrner Landesregierung 66 25 

Alpen Straßen AG 44 

Bundesgebäudeverwaltung II Klagenfurt 6 

Bundesbaudirektion Wien für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland 40 

damaliges BMwA 
(Neubauten für die Grenzgendarmerie) 9 

BundesimmobiliengesmbH 40 

1 10 120 

Summen 2 30 

I) ohne Hochbau-Professionistenaufträge und ohne Bauaufcräge unter 3 Mill ATS 

2) Kosten einschließlich USt 

Straßenbau Hochbau 

in Mill ATS2) 

96 1 279 

2 224 

25 

2 620 

84 

2 725 

3 185 5 7 3 3  

8 9 18 
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Grundsätzliches 

Bieterverhalten 

Bereich des Bundesministeriums für 

Verkehr, Innovation und Technologie 

Bundessrraßenbau 

Vergaben des Amtes der Kärntner Landesregierung 

Bei den im Bereich des Amtes der Kärntner Landesregierung überprüften 
Vergaben des Bundesstraßenbaues stellte der RH mehrere Mängel i m  
Vorfeld der Vergabe, bei d e r  Vergabe selbst oder als Folge der Vergabe 
fest, deren Vermeidung ein Einsparungspotenzial von rd 4,5 Mil l  ATS 
(einschließlich USt) ermöglicht hätte. 

2 . 1  I m  März 1994 wurde das Aufbringen eines lärmmindernden Belages auf 
der A 2 Südautobahn mit bestimmter Zusammensetzung im offenen Ver­
fahren ausgeschrieben. Obwohl 13 Unternehmungen die Ausschreibungs­
unterlagen abholten ,  lagen letztlich nur drei Angebote vor. Beauftragt 
wurde ein Alternativangebot, das eine geänderte Zusammensetzung des 
Belages vorsah, wie diese bereits im Jahr zuvor von diesem Bieter alterna­
tiv angeboten und aufgebracht worden war. 

Obwohl das Material für den alternativ angebotenen Belag - nach der 
Kostenschätzung und den weiteren Vergleichspreisen des Landes - um 
rd 30 % kostengünstiger zu erwarten gewesen wäre als das ausgeschriebene 
Material ,  unterschied sich der Preis des Alternativangebotes nur unwe­
sentlich vom Hauptangebot. 

2.2 Nach Ansicht des RH trug der ausgeschriebene Belagstyp zum hohen 
Preisniveau der Hauptangebote bei . Er beanstandete den Inhalt der Aus­
schrei bung, die Prüfung des Alternativangebotes sowie den Zuschlag, 
weil damit ein Einsparungspotenzial von rd 1,8 Mill ATS (einschließlich 
USt) nicht genutzt wurde. 

2.3 Laut Stellungnahme des A mtes der Kärntner Landesregierung wäre ein sehr gerin­
ges Bieterinteresse für das hohe Preisniveau verantwortlich gewesen; eine Neuaus­
schreibung häTte zu keinem günstigeren Ergebnis geführt. Auch sei die vom RH er­
mittelte Summe in Frage zu stellen. 

2.4 Der RH erwiderte, dass der von ihm ermittelte Betrag auf Basis von An­
sätzen des Amtes der Kärntner Landesregierung errechnet wurde, und be­
legte dessen Aussagekraft mit den Ergebnissen anderer Ausschreibungen. 
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8 
Qualität der Leis­

tungsverzeichnisse 

.".1 Bei mehreren Bauvorhaben bestanden dUltliche Unterschiede zwisdwn 
den ausgeschriebenen und den ausgefLihrren Leistungsinhalten. Ausge­
schriebene Positionen wurden einersClts In stark geiindertem UmLlI1g aus­
geführt, andererseits wurde eine gruJ.)e Anzahl von Nachtriigen abgerech­
Ilet. Bei einem lhuvorhabell führte dies dazu, dass SIch dIe Kubatur eines 
FLichenfilters verfünfzehnLtchte und die N'lchtragspositionen einen An­
teil von rd .2'5 Ir an der Schlussrechnungssumme betrugen. 

".2 Der RH kritISIerte, dass unrichtIge Ausschreibullgsmengen zu einer Ver­
zerrung der Angeborssituation und in der Folge zu Mehrkosten (siehe 
nachstehende Abs) führten. Er betonte die Bedeutung der in der ÖNORM 
A .20'50 festgelegten Anfilfllerungen bezüglich einer hohen Qualitiit der 
Ausschrelbungsullterlagen; diese wiire die Grundlage für eine ordnungs­
gemiilk Kalkulation der Angebott> sowie für eine ordnungsgenüLle Ab­
wicklung der Bauvorhaben . 

. " .. " rdll! SIt!!I/IIgllcd>llh de.l IIII/fer der K.irllfllcr LlIIdeJre,�/cr;/IIg IckrdellllCb B"II­
/orb"/;ell IIld)! .1!df/lcb.I(JIlt!em d) Ilclllll.ld) I·crb"!fell. EI lI'frd, .I/cb {//;er Imlllibtll. 

d/,.\(' A IIdfrl/ll,�UI kkllji /,� ::11 IIIIIIII/!Ierfil. 

'.'f Der RH stellte dazu fest, dass es in hohem MaLl im Einflussbereich von 
Auftr<lggebern liegt, diese Dynamik durch eine hohe Qualitiit der Aus­
schreibung sowie der Kontrolle der Bauabwicklung und Bauabrechnung 
III vertretbaren Grenzen zu halten. 

1.1 Die erhebliche Differenz zwischen dem in der Schlussrechnung abgerech­
neten Volumen von rd .2.s,.s Mill ATS (einschlIeßlIch USt) und dem um 
"0 r;; hiiher beauftragten Leistungsumfang des Bauvorhabens B .s.) -
Kiirntner StraJk, Zwirnawald, veranlasste den Auftragnehmer zu einer 
Mehrkostenforderung. Mehr als zweieinlulb Jahre spiiter, im Verlauf der 
KollaLKlIerung des Bauvorhabens, wurde eine RedUZIerung der Forderung 
des Auftragnehmers auf rd I, '5() Mill ATS (einschließlich lISt) erreicht. 

Das damalige BMwA stimmte dieser Mehrkostenforderung zu und wies 
darauf hin, dass dIe Leistungsminderung von der Bundesstraßenverwal­
tung LU vertfeten sei und künftig Überschneidungen mit anderen Orga­
nisationseinheiten (zB Autobahnen- und Schnellstraßen Finanzierungs­
AC, Landesstraßenverwaltung), die zu den gegenstiindlichen Mehrkosten 
geführt lütten, schon vor der Vergabe abzukhiren wiiren. 

1.2 Der RII kritisierte die lange Erledigungsdauer zwischen der Anmeldung 
der Mehrkostenforderung und der Entscheidung über die Vergütung. Er 
wies darauf hin, dass derartige Ausschreibungsmiingel den Auftraggeber 
In seiner Vertragsposition gegenLiber dem Auftragnehmer schwiichen. 
Dementsprechend sei die Nichtausschiipfung des Einsparungpotenzials 
VOll rd 1 ,'56 Mill ATS (einschlieJ.\lich USt) dem Amt der Kiirntner Llll­
desregierung zuzuordnen . 

... , Llllf S!e/!IIII,�IIc/bll/( deI tllI/te.l der K,im!lIer L/lu!nreglenlllg b,,/;e f.\ die /\Iebr­

kOJffllj(i/'(/fr;III,� gmere!! dl)ge!elmt: clloe .ltI enr /'1)111 KO!/dllcl"for clIIe/Llllllf l/'or­

,Im. Die /\lehrkollell kiillllhll ;/1111 dlber IIldJf ::llgtlmllld lierclm. 
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Qualität der 
Planung 

Ausschreibungs­
vorgaben 

Angebotsprüfung 

Bun es traß n au 

Amt der K rntncr Landesr lerun 

4.4 Der RH entgegnete, dass die vom Land Kärnten zu vertretende unzurei­
chende Qualität der Ausschreibungsunterlagen dazu führte, dass der Kol­
laudator wegen der offensichtlichen Mängel im Bauvertrag und bei der 
Beauftragung die mit dem verringerten Bauumfang im Zusammenhang 
stehende Mehrkostenforderung anerkannte. 

5 .1  Bei  der Errichtung einer Autobahnanschlussstelle wurden für beide Seiten 
ei ner Rampe Granitleisten ausgeschrieben . Nach deren Einbau wurde 
mittels eines Pfluges der Autobahnmeisterei überprüft, ob die Befahrung 
der Rampe möglich sei ; weil dies nicht der Fall war, wurden die Leisten 
auf einer Seite abgetragen, die Rampe um einen Meter verbreitert und die 
Leisten versetzt. 

5 .2 Der R H  beanstandete, dass das zuständige Straßenbauamt sein Fach­
wissen nicht bereits in der Planungs- und Ausschreibungsphase e inge­
bracht harre .  Er bezifferte das nicht genutzte Einsparungspotenzial mit rd 
80 000 ATS (einschließlich USt und Nachlass). 

5.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Kiirntner Landesregierung sei die Planung auf 
Basis von Richtlinien erfolgt. Die nachtraglieh entstandenen Kosten kö·nnten daher 
nicht als Einspamngspotenzial angesehen werden. 

5.4 Der RH blieb bei seiner E inschätzung, dass nach der Errichtung für die 
Funktionalität einer Baumaßnahme notwendige zusätzliche Kosten für 
Umbaumaßnahmen als Einsparungspotenzial zu bewerten sind. 

6 .1 Im Rahmen der Ausschreibungen hat das Amt der Kärntner Landesregie­
rung mehrere Vorgaben (ua über die Behandlung von Rechenfehlern und 
die Einhaltung einer Kalkulationsvorschrift) getroffen. 

6.2 Der RH beanstandete, dass die Regelungen bezüglich der Rechenfehler 
nicht der ÖNORM A 2050 entsprachen und ein Auftragnehmer wegen 
Nichteinhaltung einer Kalkulationsvorgabe auszuscheiden gewesen wäre. 

6.3 Das Amt der Kiirntner Landesregierung sicherte die umgehende Richtigstellung der 
genannten Regelungen zu; allein die Aufnahme von Kalkulationsvorgaben -
auch ohne deren strikte Umsetzung - habe die Qualitti! der Angebote stark ver­
bessert. 

6.4 Der RH entgegnete, dass wegen des Gleichbehandlungsgrundsatzes für 
e i ne durchgängige Kontrolle der konsequenten Anwendung der Aus­
schreibungsvorgaben in den Angeboten aller Bieter zu sorgen ist. 

7.1 Die eingelangten Angebote wurden nach ihrer Eröffnung vom jeweils be­
fassten Straßenbauamt an die zuständige Abteilung beim Amt der Kärnt­
ner Landesregierung übermirrelt. Diese prüfte sie rechnerisch und stellte 
Preisspiegel zusammen, in denen auch fallweise Eintragungen zur Beur­
tei lung einzelner Preise erfolgten . Wei ters beurte i l te die  Abteilung i n  
sehr knapper Form das Preisniveau der Bieter; e ine aus den Unterlagen 
nachzuvollziehende vertiefte Angebotsprüfung in der im Leistungsver­
zeichnis angekündigten Form unterblieb. 

9 
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10 

Angebotsprüfung 

Unzulässiger 
Zuschlag 

Bauabwicklung 

7.2 Der RH beurteilte den Inhalt und die gewählte Form der Darstellung der 
Prüfungsergebnisse als unzureichend; er betonte die Bedeutung einer um­
fassenden und entsprechend dokumentierten Angebotsprüfung. 

7.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Kiirntner Landesregierung sei die Form der 
A ngebotsprüfung mit der angespannten Persona/situation zu begründen. Die Prü­
fungen würden generell einer vertieften A ngebotsprit/ung entsprechen. Auch würde 
bei der Bestbieterermitt/ung wirtschaftlichen Vorteilen Prioritiit gegenüber der 
Einhaltung von AttSschreibungsbedingungen eingeriiumt. 

7.4 Der R H  entgegnete, dass die generelle Durchführung vertiefter Angebots­
prüfungen aus der von ihm vorgefundenen Dokumentation der Bauvor­
habe n  nicht nachvollzogen werden konnte . Zur Frage der Priori täten 
erwiderte der R H ,  dass de r We ttbewe rbsgrundsatz und d ie Gleichbe­
handlung der Bieter sicherzustellen sind, um - über e inmalige Vorteile 
hinaus - langfristig angemessene Preise und damit E insparungen für die 
öffentliche Hand zu erzielen .  

8.1 Für d ie im März 1 994 i m  offe ne n  Ve rfahren ausgeschriebene n Belags­
arbe i te n  auf der A 2 Südautobahn wurde ein Alte rnativangebot beauf­
tragt, das bei der Angebotseröffnung nicht verlesen worden war. 

8.2 Der RH wies auf d ie Bestimmungen der diesbezüglichen ÖNORM hin 
und beanstandete die  Beauftragung des nicht verlesenen Angebotes. 

8.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Kiirntner Landesregierung sei kein Bieter be­
nachteiligt worden. 

8.4 Der RH entgegnete, die Nichtverlesung eines Alternativangebotes stellt 
e i ne n  schweren und unbehe bbaren Mangel dar, de r e i ne r  wei te re n  Be­
handlung dieses Angebotes entgegensteht. 

9.1 Beim Bauvorhaben A 2 Südautobahn, Anschlussstelle Velden West (An­
schluss an die B 83) lag die Schlussrechnungssumme rd zwei Drittel über 
der Auftragssumme. Dies war auf einen umfassenden Anstieg von Mengen 
in mehreren der ausgeschriebenen Positionen und auf anerkannte Nach­
tragsforderungen zurückzuführen.  

I m  Rahme n  von zwei zusätzl ich beauft ragte n Aufzahlungspos i tione n  
wurden vom Auftragnehmer angegebene Leistungminderungen durch Er­
schwernisse - in Höhe von rd 100 % des gesamten Einheitspreises bzw 
des Einbaukostenante i ls - anerkannt .  D ie nachträglich beauftragte n 
Mengen vervielfachten sich bis zur Schlussrechnung, obwohl das zustän­
dige Straßenbauamt noch nach Abschluss der Arbeite n die Richtigke i t  
der Auftragsmengen bestätigt hatte. 

Im Zusatzschlussbrief für Entwässerungsarbeiten wurde der Aushub mit  
einer Tiefe von bis  zu sieben Metern definiert und ein Einheitspreis beauf­
tragt, der rd dem Vierfachen des Ausgangspreises des Leistungsverzeich­
nisses für ei ne Tiefe bis zu  dre i  Me te rn entsprach ;  die dokume n t ierte 
mittlere Aushubtiefe betrug nur rd vier Meter, die größte erreichte Tiefe 
rd 5 ,8 Meter. 
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Bauabwicklung 

Bundesstraßenbau 

Amt der Karntner Land sre lerung 

Die hohen Kostensteigerungen führten zu einem regen Schriftverkehr, 
wobei das damalige BMwA die angeforderten Unterlagen mehrfach beim 
Amt der Kärntner Landesregierung urgieren musste. 

9.2 Der RH kritisierte ein aus Abrechnungsmängeln entstandenes, nicht ge­
nutztes E insparungspotenzial von rd 1 ,0.Mill ATS (einschließlich USt und 
Nachlass), was rd 12 % der Auftragssumme entsprach. Er beanstandete 
die Quali tät der Ausschre ibungsunterlagen und die nicht  ordnungs­
gemäße Wahrnehmung der Bauaufsicht durch das Straßenbauamt. 

Der RH beanstandete weiters, dass das Amt der Kärntner Landesregie­
rung das in den Genehmigungsablauf eingebundene damalige BMwA 
nicht zeitnah und umfassend informiert hatte . Er empfahl dem Amt der 
Kärntner Landesregierung eine konsequente Untersuchung und Zuord­
nung der Verantwortung für die gesamten entstandenen Mehrkosten. 

9.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Kä"rntner Landesregierung sei der Umfang der 
Mengeniinderungen zum Zeitpunkt der Vergabeentscheidung nicht absehbar gewe­
sen. Es kiindigte jedoch eine A nweisung an die Bauaufsichten betreffend eine künf­
tig zweckentsprechende Dokumentation der Bauabwicklung und allfälliger Er­
schwernisse sowie eine sorgfältigere Prüfung der bei Nachtragsbeattftragungen 
zugrunde zu legenden Massen an. Weiters wies das A mt der Kä"rntner Landesre­
gierung darauf hin, dass das Bauvorhaben einer Kollaudierung tmttrzogen worden 
wä"re; der Kollaudator habe im Gegensatz zum RH kein Einsparungspotenzial 
aufgezeigt. 

9.4 Der RH entgegnete, dass zum Ausschreibungszei tpunkt bereits bekannte 
Umstände nicht ausreichend erfasst worden waren. Auch habe der Kollau­
dator Mängel bei der Planung, Ausschreibung, Bauvorbereitung und Bau­
durchführung aufgezeigt und damit  die Feststellungen des RH bestätigt. 
Aus der Stellungnahme des damaligen BMwA zu den gegenständlichen 
Prüfungsmitteilungen geht hervor, dass im Rahmen der Kollaudierung 
das vom RH aufgezeigte Einsparungspotenzial aus vertragsrechtl ichen 
Gründen nicht zurückgefordert werden konnte. 

10.1 Bei einer vom RH überprüften Brückensanierung wurden umfangreiche 
Arbeiten als Regieleistungen hergestellt und eine Pauschale für die Bau­
stel leneinrichtung erhöht .  Weiters stellte er beim Bau einer Lawinen­
und Steinschlaggalerie Mängel bei der Zuordnung der Preisperioden und 
der Nachlassberechnung fest. 

10.2 Der RH beanstandete die gewählte Abwicklungsform über Regieleistun­
gen anstatt die Arbeiten bereits in die Ausschreibung mit aufzunehmen 
und kritisierte, dass ein weiteres sich aus Bauabwicklungsmängeln ergeben­
des Einsparungspotenzial von rd 0,1 Mill ATS (einschließlich USt) nicht 
ausgeschöpft worden war. Im Zusammenhang mit den Ausschreibungs­
mängeln hielt der RH einen Abzug beim Planerhonorar für zweckmäßig. 

10.3 Das Amt der Kä"rntner Landesregierung begründete die Vorgangsweise bei der 
Brückensanierung ua mit dem günstigen Preisniveau der Regieleistungen. Es kün­
digte die Rückforderung des vom RH ermittelten Einsparungspotenzials an. Wei­
ters wolle es in der Schlussrechnung des Planers der Galerie einen Nettoabzug von 
20 000 ATS vornehmen. 

1 1  
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Grundsätzliches 

Angebotsvorgaben 

Bittergtmu nschafren 

10.1 t\;ach Ansicht des RH wiiren RtgiepositlOnen nur für die Durchführung 
von Nebenarbeiten, nicht 'lher für Leistungen mit einem Anreil von rd 
2() ( ;; der Hauptltistung anzuwenden. 

Vergaben der Alpen Straßen AG 

I1 BCI den Im Bereich der Alpen Srraüen AG überprüften Vergaben des 
BUlldcsstraßenbaues stellte der RH einzelne Mängel im Vorfeld der Ver­
,,,alw LInd bei der Vergabe selbst fest, deren Vermeidung ein Einsparungs­
potL'flLlal von rd 1,'5 Mill ATS kinschlicJ.\lich USt) ermöglicht lüittc. 

12.1 In den Ausschrelhungsunrerlagen der 13 :; 1 '5 Reschen-Bundesstraße, Süd­
ulllt;lhrung Landeck ( Baulos Süd), wurde die Anzahl der als 13ietergemein­
schaft anbietenden Unternehmun,,,en auf drei bcschriinkt. Die Angehots­
priifung ergab an erster Stelle eine aus zwei Unrernehmungcn bestehende 
Bietergemeinschaft mit einem Varianrenangebot, das eine Erweiterung 
der Bietugemelilschaft betraf. 1m Zuge der Aufklärungsgesprächc' erläu­
terte der Bieter die Variante so, dass Im Auftragsfall dit zweitgereihte -
aw, drei Unternehlllull.�en bestchende - Bietergemeinschaft als zusätz­
licher Partner benanllt und als Form der Erweiterung eine Arbeitsgemein­
schaft aus fünf Unternehmungen angegeben wurde. 

\\Iegen der vom damaligen B MwA vorgebrachten Bedtnken wurdt­
entgegen der ursprünglichen Absicht der Alpen Straßen AG - nicht die 
Variante des er,tgereihten, sondern das Hauptangebot des zweitgereihten 
Bieters beauftragt. Nach der Aufrragserttilung trat der Auftragnehmer an 
die Alpen StraJ)en AG heran und usuchte, seine aus drei Unternehmun­
gen bestehende Arbti tsgenwinschafr um die beiden Unternehmungen aus 
der crstgerClhtell Bietergeme1I1schafr erweitern zu diirfen. Die Alpen 
StraL\en AG stimmte dem zu. 

1 2.2 Der RH teilte die Bedenken des (Lunaligen B MwA und beurteilte die 
spiittr zugelassent Erweittrung der Arbeitsgemeinschaft insofern kritisch, 
als damit die Kolltinuitiit zwischen Ausschreibung und Ausführung hin­
,ichrlieh der kalkulatorischen Randbedingungen nicht gegebtn war. Er 
bC\vertetc dies im Zusammenhang mit dem VergabegrundsatL der 
C;leichbthandlung dcr Bieter al., problematisch und betonet die Bedeu­
tung \"on Ausschreihungsvorgaberl als C;rundlagt für die Preisbildung. 
Nachträglich zugestandene Modifikationen dts Bauvcrtrages wirken Sich 
nach Auffassung des !{I! überdies nachteilig auf den \\Iettbewtrb der Bie­
ter aus. 

1 � . . ' f)" AI/lU! Straf/cil I\G !Jcltritt Ellljlii\lc eier ;:lIge/aJJellm Ulitt/"llcf!llIlIllJ!,J"IIZclbI 

dll/ {/je PreiJoi!dIlI!,� Illid /1'11'.1 (111/ ci/mI! ,�riJj)crc GemeillJehti/ttil gegeoOlc Vorteilt 
Pi,. den AlIjiraggeiJer ill f{(/ji/lIIgJji·tI<�m !liII. 
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Angebotsvorgaben 

Detailkalkulation 

Bundes traß nbau 

Alpen Str ß n AG 

13. 1 Im Rahmen der Ausschreibungen hat die  Alpen Straßen AG mehrere 
Vorgaben (ua zum Aufbau und zum Abgabezeitpunkt der von den Bie­
tern zu erstellenden Detailkalkulation) getroffen. Hiezu war festzustellen: 

0) Beim Bauvorhaben B 3 1 5  Reschen-Bundesstraße , Südumfahr ung 
Landeck, wurde in der Ausschreibung festgelegt, dass die - gemeinsam 
mit  dem Angebot abzugebende - Detailkalkulation eine nachvollzieh­
bare Aufgliederung des Personal- , Geräte- und Materialeinsatzes zu bein­
halten habe. Weiters war nach den Angebotsbedi ngungen die Nichtab­
gabe der Detailkalkulation für die wesentlichen Positionen ausdrücklich 
mit dem Ausscheiden des Angebots verbunden. Ungeachtet dessen wurde 
ein Bieter beauftragt,  dessen Detailkalkulation in zahlreichen Positionen 
auf eine Aufgl iederung in Lohn und Sonstiges beschränkt war. Für drei 
wesentliche Positionen fehlte die Detailkalkulation im Angebot zur Gänze. 

(2)  Beim Bauvorhaben S 16 Arlberg Schnellstraße, Hangstabil is ier ung 
Pians, wurde ein Bieter beauftragt, der seine Detailkalkulation trotz Auf­
forderung auch zur Angebotsprüfung noch nicht vorgelegt harre, obwohl 
deren Abgabe bereits mit dem Angebot zwingend vorgegeben war. 

(3) Bodenmarkierungsarbei ten auf der S 16 Arlberg Schnellstraße und der 
ABBrenner Autobahn wurden gleichzeitig ausgeschrieben, die gemein­
same Abgabe der Detai lkalkulation und der Angebote durch die Bieter 
vorgegeben und ihr Fehlen als Ausscheidungsgrund defi n iert . Da kein 
Bieter eine Detailkalkulation abgegeben harre, hob die Alpen Straßen AG 
beide Ausschreibungen auf. 

13.2 Der RH bemängelte die zum Teil fehlende bzw unterschiedliche Umset­
zung der Ausschreibungsvorgaben bei der Beurteilung der Angebote und 
bei der Zuschlagserteilung. Er w ies darauf hin,  dass damit  der Vergabe­
grundsatz der Gleichbehandlung der Bieter ver letzt wurde und die Ge­
fahr einer Werrbewerbsverzerrung gegeben war. Überdies sah der RH da­
durch die Transparenz des Werr bewerbes und der Vergabeentscheidung 
beeinträchtigt. 

13.3 Die Alpen Straßen AG betonte die Schwierigkeit, von den Bietern eine korrekt 
aufgeschlüsselte Detaifkalkulation Zft erhalten. Die AftSscheidungsandrohung für 
den Fall der nicht mit dem Angebot erfolgten Abgabe der Detaifkalkulation sei in 
aktuellen Ausschreibungen nicht mehr enthalten. Die ohne voffstiindige Detailkal­
kulation erfolgte A ngebotsprii/tmg sei mit dem besonderen Termindmck der Bau­
maßnahme zu begründen. 

13.4 Der RH hielt dem die Bedeutung ei ner entsprechenden Aufgliederung 
der Einheitspreise entgegen. Er empfahl der Alpen Straßen AG, künftig 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit von Vorgaben bereits vor deren 
Aufnahme in die Ausschreibungsunter lagen zu analysieren und gegebe­
nenfalls für ihre durchgängige Einhalrung - von der Ausschreibung bis 
zur Abwicklung - Sorge zu tragen. Der RH begrüßte die von der Alpen 
Straßen AG bereits eingeleitete Harmonisierung der Ausschreibungsvor­
gaben mit  der Vergabepraxis. 

13 
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1 4  

Angebotsvorgaben 

Weitere 
Angebotsvorgaben 

Doppel­
ausschreibung von 
Leistungen 

14.1 Bei mehreren Bauvorhaben führ te die  Alpen Straßen AG i n  den Aus­
schreibungsunterlagen strikte Vorgaben hinsichtlich der händischen Aus­
füllung von Angebotsunterlagen, der mehrfachen Unter fert igung m i t  
Originalunterschriften und gleichzeitig mit dem Angebot beizubri ngen­
der Nachweise an .  Tei lweise waren diese Vorgaben m i t  dem ausdrück­
lichen Hinweis verknüpft,  dass bei ihrer Nichteinhaltung die Angebote 
ausgeschieden würden. Obwohl zahlreiche Bieter d ie Vorgaben nicht voll­
ständig erfüllten, unterblieb die von der Alpen Straßen AG angekündigte 
Konsequenz. 

1 4.2 Der R H  bezweifelte die Sinnhaftigkeit derartiger Vorgaben und bean­
standete d ie fehlende Kontinuität zwischen den Vorgaben der Ausschrei­
bung und deren Umsetzung bei der Beurteilung der Angebote. Derartige 
Abweichungen sind nach Ansicht des RH geeignet, die Transparenz des 
Wettbewerbes und der Vergabeentscheidung zu beeinträchtigen . Unter 
H inweis auf seine bezüglich der Vorgaben für Detailkalkulationen abge­
gebene Empfehlung legte der RH der Alpen Straßen AG nahe, künftig 
für eine rechtzeitige Vorgabenanalyse und konsequente Umsetzung allfäl­
l ig verbleibender Angebotsvorgaben zu sorgen. 

14.3 Laut Mitteilung der Alpen Straßen AG sei die Einhaltttng der Vorgaben zwar 
gewiinscht, jedoch nicht ausdriicklich gefordert worden. Überdies sei ihr durch die 
Vorgangsweise kein Schaden entstanden. 

1 4.4 Der R H  hielt dem die klar defin ierte Ankündigung der Alpen Straßen 
AG entgegen, Angebote bei Nichterfüllung der Vorgaben auszuscheiden. 
Er betonte die weitreichenden und n icht  nur auf den Anlassfall  be­
schränkten Auswirkungen derartiger Abläufe sowie die erhöhte Bedeu­
tung der möglichst weitgehenden Übereinstimmung von Ausschreibung, 
Angebot, Auftrag und Ausführ ung im Zusammenhang mit der zuneh­
menden I nanspr uchnahme von Rechtsmitteln durch nicht beauftragte 
Bieter. 

1 5.1 Beim Bauvorhaben A 13 Brenner Autobahn,  Adaptierung der Randstrei­
fen, enthielt das Leistungsverzeichnis für die Längsentwässerung im erdver­
legten Bereich die  gesamte erforder l iche Länge der Leitung sowohl i n  
Gußeisen- als auch in Betonrohren. Im Zuge der Schlussbriefausfertigung 
setzte die Alpen Straßen AG die inzwischen getroffene Entscheidung zu­
gunsten der Betonrohre um und reduzierte dem entsprechend die Auftrags­
summe gegenüber der Angebotssumme um rd 4,9 Mill ATS (einschließlich 
USt). Die verringerte Auftragssumme wurde vom Bill igstbieter aber nicht 
hingenommen; er verwies auf die Angebotssumme als Basis für die Berech­
nung des Gesamtzuschlages und forderte eine Ausgleichszahlung von rd 
0,5 Mill  ATS (einschließlich USt). Die Alpen Straßen AG hat die Forde­
rung in einer reduzierten Höhe von rd 160 000 ATS (einschließlich USt) 
beglichen. 

1 5.2 Der RH würdigte zwar die Bestrebungen der Alpen Straßen AG zur Min­
derung der geforderten Summe, beanstandete aber die Art der Ausschrei­
bung und das damit entgangene Einsparungspotenzial von rd 160 000 ATS 
(einschließlich USt). Er empfahl der Alpen Straßen AG, künftig gewünschte 
Leistungsinhalte mögl ichst bereits vor der Ausschreibung festzulegen .  
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Wechsel des 
Vergabeverfahrens 

Bun esstraßenbau 

Alpen Straßen AG 

Sollte zum Ausschreibungszeitpunkt die Materialwahl noch nicht ent­
schieden sein,  hielt der RH die Ausschreibung vergabereifer Varianten für 
zweckmäßiger, um dem Auftragnehmer die Basis für derartige Nachtrags­
forderungen zu entziehen. 

1 5.3 Das damalige BMwA schloss sich der vom RH empfohlenen Vorgangsweise an. 

16.1 Nachdem im Mai 1 996 zwei im offenen Verfahren abgewickelte Aus­
schreibungen für Bodenmarkierungsarbeiten auf der S 16 Arlberg Schnell­
straße und der A 13 Brenner Autobahn wegen Unvollständigkeit der An­
gebote aufgehoben worden waren,  nahm d ie Alpen Straßen AG einen 
Vorschlag des bisherigen Auftragnehmers für die gegenständlichen Arbei­
ten an, die Leisrungsverträge der Vorjahre auf das Jahr 1 996 auszudeh­
nen . Die von der Alpen Straßen AG auf Basis des Vorschlages ermittelte 
Auftragssumme betrug rd 7,0 Mill ATS (einschließlich USt); demgegen­
über lag die Angebotssumme des Billigstbieters der beiden aufgehobenen 
Ausschreibungen bei rd 5 ,6 Mill ATS.  

1 6.2 Der RH bemängelte - neben dem Wechsel vom offenen zum Verhand­
lungsverfahren - eine unzureichende Definit ion des verlangten Stan­
dards der Angebotsunterlagen und bez ifferte das nicht  genutzte E i n ­
sparungspotenzial mit  r d  1 ,4 M i l l  ATS. Er wies darauf h i n ,  dass weitere 
Einsparungen zu erwarten gewesen wären, hätte die Alpen Straßen AG 
den gesamten Leisrungsumfang einer Ausschreibung unterworfen. Da die 
Alpen Straßen AG keinem anderen Bieter die Möglichkeit eröffnet hatte, 
für den an den bisherigen Auftragnehmer übertragenen Leisrungsumfang 
e in  Angebot zu legen,  sah der RH einen Widerspruch zu den Vergabe­
grundsätzen des freien Wettbewerbes und der Gleichbehandlung aller 
Bieter gegeben. 

16.3 Die Alpen Straßen AG bezeichnete die Angebotssumme des Billigstbieters als Un­
terpreis und bestritt das vom RH aufgezeigte Einsparungspotenzial. Die Vergabe 
wiire nicht im Verhandlungsverfahren, sondern im Anhiingeverfahren erfolgt. 

1 6.4 Der RH entgegnete, dass die vom weiter beschäftigten Auftragnehmer 
zugestandene Preisdifferenz gegenüber dem von ihm gelegten Angebot rd 
doppelt so hoch war wie die Preisdifferenz zum Bill igstbieter. Auf Basis 
der ÖNORM A 2050 war das Anhängeverfahren als Untermenge des 
Verhandlungsverfahrens zu bewerten. 

Angebotseröffnung 1 7. 1  Bei einzelnen Bauvorhaben erfolgte die Protokollierung der abgegebenen 
Angebotsunterlagen nicht vollständig und nicht einheitlich. 

1 7.2 Der RH verwies unter Bezugnahme auf die Vorgaben der ÖNORM A 2050 
auf die Bedeutung einer sorgfältigen Protokollierung. 

1 7.3 Die Alpen Straßen AG betonte, dass die Vorgaben in der Regel eingehalten würden. 

1 5  
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16 

Angeb( )tsprüfung 

und Auftrags­

erteilung 

I S . I  Bei einzelnen Bauvorhaben stellte der R H  Miingd bei der Angebotsprü­
fU l1g und hel der A uftragserteilu l1g fest. Diese betrafen eine nicht der 
Vergabeordnung f ür öfTentliclw Bauauftriige entsprechende V organgs­
weise und eine unterschiedliche Dokumentation von Angebotsnüngeln. 
\\leiters w urden A ngebote zum Teil wegen unl1ehebbarer Mängel negativ 
be urteilt, trotzdem a ber in dl' !" vertieften Angehotsprüf ung mitherück­
sichtigt. Bei einem Ba uvorhaben wurde das Ergebnis der Angebotsprü­
fung in zwei Teilen vorgelege. Obwohl der zweite Teil mit dem Vergabe­
vorsch lag erst am 1 1 . J uli 1 ()96 v orgelegt w urde und auch zu diesem 
Zeitp unkt noch U nt erlagen z um Angebot des betreffenden Bieters fehl­
ten, war die A uftragserteilung bereits am 4 .  Juli 1 996 err()lgt . 

I S . 2  Der R H  beanstandete die unz ure ichende Angebotsprüf ung und Auftrags­
erteilung. Selnl'!" Aufhssung nach stellt eine abgeschlossene Angebotsprü­
f ung eine grundlegende VoraussetZLIng für die Vergabeentscheidung dar. 
F ür bemerkenswert hielt der R H  (he Beauftragung eines Bieters, der Un­
terlagen, die die Alpen Straßen AG - bei sonstiger A usscheidungsandro­
h ung - für den ZeItpunkt der Angebotsabga be gefordert hatte,  eine 
\\loche nach seiner Beauftragung noch nicht beigebracht hatte. 

PU Die !\ ljJm Slr,,/lf11 /\ C; Utfl!ll/f deli Z111dmek lilie! die Priorifeit lI'irl.li!Jcljtlicber 

\ iirhilt. O,U c/dilldilge Bl\ l zIA ,,/)jllJl Ilib der Eilli dhit::llllp, de.r RH dll. 

I S . !  Der RH entgegl1l'te der Alpen Stra l k'n AG, dass die Regelwerke und die 
C esetzeslage zum Vergabebereich a us g utem Grund die Einhalrung von 
A b L iufen und Bestimm ungen vorgeben. Nur so sind der Wett bewerbs­
,�r llndsatz und die Cleich behandl ung der B ieter sicherzustellen sowIe -
über einmalige V orteile hina us - langfristig angemessene Preise und da­
mit Einsparungen für die öffentlic he Hand ZLI erzielen. 
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Grundsätzliches 

Niederschrift, 
Angebotseröffnung 

Verwahrung der 
Angebotsunteriagen 

Bereich des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Arbeit 

B u  1l<1<:"ihoch hau 

Vergaben des Amtes der Kärntner Landesregierung 

(Bundesgebäudeverwaltung I )  

Bei den i m  Bereich des Amtes der Kärntner Landesregierung (Bundesge­
bäudeverwaltung I) überprüften Vergaben des Bundeshochbaues stellte 
der RH mehrere Mängel bei der Vergabe selbst oder als Folge der Vergabe 
fest ,  deren Vermeidung ei n Ei nsparungspotenzial von rd 4 ,6 Mil l  ATS 
(einschließlich USt) ermöglicht hätte. 

2.1  Die Niederschr iften über die Angebotseröffnungen wiesen vereinzelt Feh­
ler auf. Diese betrafen beispielsweise die Höhe der Angebotssumme, die 
Tatsache oder die Höhe ei nes Nachlasses und die Abgabe von Bieter­
disketten.  Auch gaben Niederschriften wesentliche Vorbehalte und Er­
klärungen der Bieter unvollständig wieder. 

2.2 Der RH betonte die zentrale Bedeutung der Transparenz der Angebots­
eröffnung im Vergabeverfahren sowie der Sorgfalt bei der Erstellung und 
der inhaltlichen Richtigkeit der Niederschri ft über diesen Vorgang. Für 
jede nachträgl iche Konrrollhandlung bezüglich der Vergabe oder im 
Streitfall kommt diesem Dokument eine Schlüsselrolle zu. 

2.3 Das Amt der Kiirntner Landesregierttng teilte mit, dass die Mitarbeiter entspre­
chend geschult worden seien und künftig am Ende der A ngebotser iilfmmg die Nie­
derschrift nochmals auf zahlenmaßige Richtigkeit gepr;i/t und verglichen werde. 

3 . 1  Wegen der Nichtaufbewahr ung der  Postumschläge mi t dem j ewei l igen 
E i ngangsver mer k  war das rechtzei tige Ei nlangen der Angebote ni cht 
nachvollziehbar .  Origi nalangebote wurden tei lweise als Loseblattsamm­
lung oder unvollständig aufbewahrt . Bieterdisketten und nicht beauftrag­
te Angebote waren teilweise nicht aufzufinden. 

3.2 Der RH wies darauf hi n ,  dass Originalangebote und die damit zusam­
menhängenden Unter lagen - zumal sie Bestandteile des Bauvertrages 
darstellen - zur Dokumentation der Ordnungsgemäßheit des Vergabe­
vorganges gesichert aufzubewahren sind. 

3.3 Das Amt der Kdrntner Landesregierung teilte entsprechende organisatorische Vor­
kehrtmgen mit. 

1 7  
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1 8  

EDV -Datenträger­

austausch 

Angebotsprüfungen 

Ausscheidungs­

kriterien, Zuschlag 

1 . 1 Das Amt  der Kiirn tner Landesregi erung handhabte Abweichungen zwi ­
schen den vom Bietn abgegebenen und auf D iskette gespeicherten Ange­
botsdaten, dem Ausdruck des Kurz-Le istungsverze ichn isses und der A us­
schre ibung u nt ersch ied l i c h .  In ei nem Fal l  sch ied sie das Angebot aus,  i n  
e i nem wei tnen Fal l  bewertete s i e  d ie  Abwe ichung a l s  Rechenfeh ler.  I n  
e lncm d ri tten Fa l l  wurde der Fehler erst i m  Zuge der Gebarungsüberprü­
fun)..; d urch den R H  entdeckt ,  we i l  die Prüf-EDV des Konsulenten n icht  
m i t  den ab)..;egebenen Datenträgern kompati bel war. 

i .2 Der R H  krit i s Ierte d iese une inheit l iche bzw unzureichende Vorgangswei se 
u nd h i e l t  das für solche Fäl le  vorgesehene Ausscheiden von A ngeboten 
zur Vnmeidun)..; von Man i pulat ionen für zweckmäßig .  Für unabdi ngbar 
erachtete er d i e  (ihere ins t i m m ung des an die B ieter ausgegebenen Daten­
t rä)..;ers m i t  dn fü r automationsunterstüczte Vergabeverf�d1fen maLlgeb­
l i chen Ö;\JO R M  B ..20()') und d i e  sachgerech te Ausstattung des m i t  der 
Prüfu ng beauftragten Konsulenten. 

· i . .  '\ Den A II/t der Kdrntller Lmldesregierung nahll/ din z/lr KenntniJ; in gfeichgefe/ger­

tel/ F,illm lI 'erde CJ OItJjJrechend liorgehell. 

'i . 1 Vielfach feh l ten i n  den Prüfberichten der Z i v i l  tec h n i ker über d ie vorge­
nommenen A ngebotsprüfu ngen Beurte i l u ngen des Pre i sgefüges sowi e  
H i nweise a u f  e inzelne,  stark überhöhte E i nhe i tspre ise für d ie  vorgesehene 
Ausfüh rung des Bauvorhabens ( Normalpos i t ionen ) oder a l lenf�d ls  i n  Aus­
sicht genom mene Änderungen ( Wahlpos i t ionen) .  

Bei  e i n e m  Bauvorhaben ( HTL Ferlach BA 0..2)  ergab d ie  A ngebotsprüfung 
e i ne n icht  p laus ib le  Zusammensetzung des P re ises e i n iger wesent l icher 
Posi t Ionen ; d Ie notwend ige E mp tehl ung, d ieses - später beauftragte -
Angebot auszuscheiden,  feh lte .  

'1 .2  Der R H  wies auf die Wicht igke i t  <lussagekräftiger A ngebotsprüfungen 
fü r die Vergabeen tscheidung ,  für we i ter notwend ige A ufk lärungen , für 
d ie  erforderl iche Absicherungen im Bauvertrag und für e ine wirkungsvolle 
Bauaufsicht h i n .  Er empfahl ,  bere i ts in der Ausschre ibung Leistungsposi ­
t i cmen i n  e l ller a u f  das jewe i l ige Bauvorhaben abgest immten Auswahl als  
"wesent l iche  Pos i t ionen" i n  S in ne des Bundesvergabegesetzes zu benen­
nen. Deren Summe sol lte mehr als  oie Hälfte des zu erwartenden Gesamt­
preIses repriisenrieren . 

5 . 5  Lllft Stel//lllgllahli/e deJ A lllteJ der Keimtner LandeJregienl1lg li 'ürden .fe/Ile Alit­

"rbeiter <�e.fd)ff!t. die lIIit der A nge/;I)tlprilji/Jl<� be/e/.f.ften Kort.wfentm ZII griißerer 

Gm'lIfigkeit dI/Z/I!J,;!tm /lJId tlllC!J .fe/li.ft die I litertJJeIl cleJ Be/llberrn \{)rgf�iltiger 

u 'ahr::/illeblllw. 

6. 1 Bei e i n igen bereits beauftragten Hochbauvorhaben gab es Angebotsmän­
ge l ,  so dass nach der verb i n d l i ch  e i nzu ha l tenden ÖNORM A 2 0 5 0  d ie 
betreffenden Angebote von vornhere in  auszuscheiden gewesen w;iren .  

So  w ies das Angebot E lektroarbeiten für den Zu- und U m bau der Pol i ­
zeid i rektion Vil lach feh lende u n d  n icht  norm gemäß korrig ierte E i n he i ts­
preIse auf Zwei A ngebote ( B aumeisterarbei ten für den Dachraumausbau 

III-110 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 27 von 66

www.parlament.gv.at



Ausscheidungskriterien, 

Zuschlag 

Bundeshochbau 

Amt der Kärntn r L nd regierung 

Veränderung von 
Einheitspreisen in 
Originalangeboten 

des Landesgerichtes Klagenfurt, Baumeisterarbeiten am Zolldienstgebäude 
Bleiburg) wiesen Rechenfehler ( 3 ,4 3  % und 2,2 % der Angebotssumme) 
über der für ein Ausscheiden maßgeblichen Toleranzgrenze (2 %) sowie 
einen widersprüchlich formulierten Nachlass auf. Weitere Angebote enthiel­
ten Korrekturen von Einheitspreisen, bei denen nicht zweifelsfrei erkenn­
bar war, dass sie vor der Angeborsabgabe vorgenommen worden waren. 

6.2 Der RH beanstande�e, dass diese Verstöße gegen die Vergabevorschriften 
im Bericht der Konsulenten über die  Angebotsprüfung nicht m i t  den 
notwendigen Folgerungen dargestellt oder trorz Ausscheidungsgrund der 
Zuschlag empfohlen worden waren. Der RH kritisierte insbesondere, dass 
das Amt der Kärntner Landesregierung den Zuschlag entgegen den ver­
bindlichen Vergabebestimmungen erteilt hatte. 

6.3 Die Konsulenten wiesen gegenüber dem RH mündlich darauf hin, dass in diesen 
Fällen eine Empfehlung zum Ausscheiden der A ngebote nicht dem Wunsch des 
Bauherrn entsprochen hä"tte und deshalb unterblieben sei. 

Laut Stellungnahme des Amtes der Kä·rntner Landesregierung habe es die Rechen­
Jehlertoleranzgrenze von 2 % aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit nicht beachtet; dies habe dem Bund die weit hbheren Vergabe­
summen der nachgereihten Bieter erspart. 

6.4 Der RH erwiderte, dass sich derart nur sche inbar günstige Angebots­
ergebnisse häufig bei der Abrechnung nicht bestätigen. Ein Verzicht auf 
die Einhaltung geltender Bestimmungen verleite die Bieter, sich weiter­
hin nicht normenkonform zu verhalten. Der RH hielt ein konsequentes 
Ausscheiden von Angeboten nach Maßgabe der ÖNORM A 2050 und 
der Hochbau-Durchführungsbestimmungen des BMWA für zwi ngend 
notwendig.  

7.1 In vier Fällen w iesen handschriftlich ausgepreiste Origi nalleistungsver­
zeichnisse für beauftragte Baumeisterarbeiten Veränderungen der E inheits­
preise auf. Beim Dachraumausbau des Landesgerichtes Klagenfurt waren 
die Veränderungen bei zwei der betroffenen Posit ionen offensichtl ich 
nach der Angebotseröffnung sowie nach der von ei nem Zivi ltechn i ker 
vorgenommenen Prüfung der Angebote und der Erstellung des Preisspie­
gels erfolgt.  Möglichkei ten zum Zugriff auf das Originalangebot hatten 
alle am Vergabeverfahren Beteil igten. 

Der Leiter der Bundesgebäudeverwaltung I, der zuständige Sachbearbei­
ter, der prüfende Ziviltechniker und sein Mitarbeiter schlossen auf Befra­
gen durch den RH auch zu jenem Fall, bei dem zwei Einheitspreise offen­
sichtl ich nach dem Zeitpunkt der Angebotseröffnung geändert worden 
waren, aus, dass in ihrem Bereich ein Außenstehender Zugang zum An­
gebotsexemplar gehabt haben könnte. Die ausführende Unternehmung 
teilte dem Amt der Kärntner Landesregierung mit ,  dass sie alle Eintra­
gungen und Korrekturen vor der Angebotsabgabe vorgenommen habe. 

Bei den vier genannten Hochbauvorhaben trat ein und dieselbe Unter­
nehmung als Bieter auf. Die Änderungen bewirkten Rechenfehler, welche 
die Gesamtsumme erhöhten.  Drei Vorhaben wurden mit  der erhöhten 
Summe beauftragt, beim vierten Vorhaben bewirkte der Rechenfehler ein 
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20 

Qualität der 

Leistungs­

verzeichnisse 

N achtragsangebote 

A ussche iden des nach der Angebütseriiffn ung m i t  L 4  r'{ Vorspru ng an 
erster Ste llt:' l i egenden Angebotes, wobei d ie A ngeborssummen der nilch­
f(l lgenden fünf B ieter innerhalb e iner l3andbre i te von ') I)( gelegen warer l .  

7 )  Der R H  hielt dIe  festgestel l ten Sachverhalte für bedenk l i c h .  Er e mpt�lhl  
dem Amt  der Kiirnrner Landesreg ierung ,  Vorkehrungen zu t reffe n ,  um 
Veränderungen an gelegren Angeboten künftig mögl ichst z u  verme iden.  

7 . .  , L7IIt Sttllllllglldblllf do A ll/tu der Kdmtllcr Lclluloregiemllg /.Jabe die amfiihrmde 
L ·Il!er!l( blllllll,� . II111 deJII dll/.�ekliJIIlllelli:ll Verdacbt IIcl(htrci;ff,llCber 'I Ianiplllcit/lilltll 
dIe Grllllclldgc ::11 elll::lfhfll. t/ll/die \/ergiilllilg dieleI' POJitlOlien ( rd 3 (i() ()()() ATS 
eimchlujil;C/) [ iSI) l 'erz/1/JM. 

H . I Die Gegl'l1 ü hcrs tl'llung der von den beauft ragten Planem erstel l ten Leis­
t llngsvcrze lch n i sse m i t  den Abrec h n u ngen ergab bei  ach t  der  2 1  über­
prüften I !ochhauvorhaben e i n  d u rchsch n i t t l i ches A usmaß der M i nder­
bzw Mehr m e ngen der ausgeschr iebenen Le i s tungspos i t ionen von )6 I)( 

bzw 21-) r ;  der Aufrragssu mme.  Der Ante i l  z usätz l icher Le ist llngspos i t l ­
onen,  dil' ursp rünglich n i ch t  vorgesehen waren,  J edoch abgerech net wur­
den ,  betrug 2( ) (;; . 

Bei drei Vorhaben kam es wegen der erhebl ichen Abweichungen zu e iner 
l:3iete rumreihu ng, das heißt, dass d i e  gemiiJ.) Leistu ngsverze ichn I s  abge­
rechneten Leistu ngspositio nen m i t  den E i nheitspreisen ei nes nachgereih­
ten Bieters bi 1 1  iger Z l l  erstehen gewesen wiiren als be i  m Auft ragnehmer. 

H .':  Der R H  beanstandete  die  Mangelhaf tigkeit der Leisrungsverze ichn isse 
u nd deren P l a n u ngsgru ndlage ; er  bezwe i fe l te dIe O rd n u ngsgemäl:lhe i t  
d ieser Aufr ragsvcrgaben.  Allein d urch d ie l3 i eteru m re ihungen entstanden 
ver meidbare Me hrkosten von rd 0,6 M i tl ATS (einschließlich USt). Wei­
tere Mehrkosten (s iehe nachstehende Abs I ( )  bis  U )  entstanden durch In  
un richtiger Menge ausgeschriebene und i n  der  Folgc spekulat iv  angebotene 
Leistungen. 

H . _' DelJ A llil der Kt/l'lltller Ldlldcrregierlilig baie/lid.) dill die KOlllplexitiit eill::e!lIer 
Billl l 'OrbcdJell llllci tllt/di, A mlemug I 'lill BcI/IJtllji:n. 

') . 1  N i c h t  i m  Auftrag e nthaltene Leistungen wurden bei zwei  Haustec h n i k­
auft rägen t ro tz  ihres L J m ranges von I I-) (Ir bzw L 6 'Ir der  A brec h n ungs­
summe - ohne l3ehandlu ng als prü f- und nachvol lz iehbares Nachtrags­
oder Zusc1rzangebot sowie größtente i ls ohne besondere Kennzeichnung -
i n  d ie  Abrechn u ng au(genom men.  

9 .2  Der RH k ritIsiertc dell mangel hartcn Prüf- u nd Genehm ig ungsablau f; 
st ichprobenweise waren Überhöhungen und dam i t  vermeidbare Mehrkos­
ten  vo n rd ( ), I M dl ATS <e i nsc h l i eß l i ch  liSt )  festZLIs te l l e n .  Er em pLlhl , 
" on dem hc,lufrragten Tech n ischen B li ro I () ')( des Honorars wegen man­
gelhafter Leist ullg einzubehalten . 
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Planänderungen 

Wahlpositionen 

Bundeshochbau 

Amt der Kärntner Landesregierun 

9.3 Das Technische Biiro teilte mit, es habe rechtzeitig ein umfassendes Nachtragskon­
volut der ausfiihrenden Unternehmung sachlich und rechnerisch geprüft und dem 
Amt der Kiirntner Landesregierung weitergegeben. Dort sei dieses aber nicht weiter 
behandelt, sondern nur das Ergebnis in die A brechnung iibernommen worden. 

Das A mt der Kiirntner Landesregierung stellte den Einbehalt der vom RH ge­
nannten Betrage von der Schlussrechnung in Aussicht. 

9.4 Der RH empfahl, die Bearbeitung von Nachtrags- und Zusatzangeboten 
gtundsätzlich zu verbessern und eine entsprechende Preisprüfung vorzu­
nehmen. 

1 0.1 Wen ige Monate nach der Beauftragung der Baumeisterarbeiten für den 
Umbau der Ökonomie Rottenstein der J ustizanstalt St Georgen wurden 
die Ausführungspläne wesentlich geändert (insbesondere vermehrte Stahl­
betonarbeiten anstatt anderer Bauweisen und geänderte Verputzleistun­
gen). Stark überhöhte Einhei tspreise führten zu vermeidbaren Mehrkos­
ten von 0,4 Mill ATS (einschließlich USt). 

10.2 Der RH kri tisierte den Zeitpunkt d ieser Änderungen . Die vom Planer 
und Bauherrn vorgebrachten Argumente der Zweckmäßigkeit (Nutzung, 
Bauphysik, Bauzustand, Denkmalschutz) wären bereits vor der Ausschrei­
bung ausreichend zu berücksichtigen gewesen, um ein Angebot mit  den 
bedarfsgerechten Leistungsmengen zu erhalten. 

Der RH empfahl ,  die vermeidbaren Mehrkosten von dem m i t  der Pla­
nung (einschließlich Vorberei tungsarbeiten hiezu) und der Angebotsprü­
fung beauftragten Ziviltechniker einzubehalten. 

1 0.3 Der mit der Bauplanung beauftragte Architekt rechtfertigte seine Planung als sorg­
faltig und den Voruntersuchungen entsprechend. Erst im Zuge des Abtragens des 
Altbestandes halte das wahre Ausmaß der Schadigzmg erkannt werden kö"nnen. 

Das A mt der Karntner Landesregierung teilte mit, dass das Planungsbiiro nach 
Kliirung der rechtlichen Gegebenheiten mit der Riickzahlung einverstanden sei. 
Die genaue Hohe werde noch ermittelt. 

10.4 Der RH wies darauf hin,  dass der schlechte Bauzustand nur ein Tei l  der 
Ä nderungsursache war; zu krit isieren war, dass das Amt der Kärnrner 
Landesregierung die Planung mit der Bausubstanz und dem Nutzer nicht 
sorgfältig abgestimmt hatte. Er ersuchte um Bekanntgabe des endgülti­
gen Ergebnisses der Rückforderung. 

11 .1 I n  der Abrechnung des Hochbauvorhabens Umbau der Ökonomie Rot­
tenstein der Justizanstalt St Georgen stellte der RH Fehler bei der Men­
genermi ttlung und unzutreffende Positionsanwendungen (vermeidbare 
Mehrkosten rd 0 ,3 Mill  ATS) sowie i nsbesondere die Abrechnung nach 
überhöhten Wahlposi tionen (vermeidbare Mehrkosten rd 0,4 Mill  ATS, 
jeweils e inschließlich USt) fest .  Die Wahlposi tionen beschrieben mög­
l icherweise als Änderungen beabsichtigte Leistungen, deren Angebots­
preis jedoch in der Angebotssumme nicht mitgezählt wurde. 
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22 

Planung und 

Ausschrei bung 

1 1 . 2  Der ){ 1 1  kri t i s i erte neben der mange lhaften Abrechnung d i e  unzweck­
nüJ'Jige I landhabung der Wahlpos i t iol1en,  die den Pre i svorste l lungen der 
Bauunternehmung sehr entgegenkam . Er beanstandete i nsbesondere die -
bei der AngebotsbeurtC l lung und bei der E ntscheidung zur P lanänderung 
- feh lende  Prüfung der Angemessen h e i t  der  Wah l pos I t ionen I m  Ver­
gle ich mIt anderen Posi t ionen.  

1 1 . .'1 DIe dll ljiilmlide Ulltel"llehl/lllll,� ellfJ/mlcb lI 'eifgebeJl(/ dm fiher ElllpfeblllllJ!, deJ 

I? H / "l)r,�elllllllllleJItil I?lidjimlcl"//flgw deI A lJlfeJ der K,imfllfl' LC/IIdnregierllllg 

( Bc!"lchfl,�/III,�lhtfr"g (} . 6  i\ l ill A TS cIII.I (bI/ej!lidJ USn 

1 2 . 1  Die Ausschreibung für d ie BaumeisterarbeI ten des Dach raumausbaues i m  
LandesgerIcht  K l agenfurt war meh rfach mangelhaft .  D ie  A bbrucharbe i ­
ten waren unzure ichend erkundet und  techn isch durchdacht  ( vermeIdbare 
Meh rkosten rd O , �  M i l l  ATS e i nsch l ic f.\ l i c h  USt ) .  D i e  Betonstah l menge 
s t i eg <tuf das I ,t\�LlChe;  d urch  gdnderte Bewehrungstypen erhöhte s i ch  
der m i t t lere Pre i s  der Beweh rungsstäh le  u m  mehr  a l s  e in  Dr i t te l  (ver­
meidbare Mehrkosten rd 0,  I M i l l  ATS e i nschl ießl i ch USt) .  

D ie  Decke über dem Dachraum wurde i n  e i ner neuarugen ,  aber vor der 
Ausschrei bung bautechn lsch und stat isch n icht  ausreichend d urchgeplan­
ten \'Veise ausgesch rieben, so dass wesentl iche Ä nderungen notwendig w ur­
den .  Dad urch entstanden vermeidbare Mehrkosten von rd 0,6 M i l l  ATS 
elnschl ld'l ! ich LSr. 

1 2  . .2 Der ){ 1 1  beanstandete d ic unzure Ichende Vorerhebung d es Bauzustandes 
sowie  die  mangelhafte Planung und Ausschreibung d i eser Leistungen .  Er 
empfah l ,  wegen der mangel nden Sorgfa l t  bei der Aufgabenerfü l lung von 
dem mi t  der Ges<lmtplanung beaufrragten Archi tekren und dem Stati ker 
e i nen Te i l  des Honor<lfs ( i nsgesamt rd ( ) , �  M i l l  ATS e i nschl ießl ich USt)  
zurüc Kzufordern.  

1 2  . . '> DeI" PI"li,r 1 "tI'IIIUllh . c/d.1I ::'llldf::.IIC/IC A IIj.;cblIIJJhi}/JrlllIgcli dtlJ ErgehlliJ kaI/li! 

u r/;lI ' l r! Ihilfcli. "IM' II l}"ell d1".l Itlllj1 I1d," ßiimhdrie/;c I kdl/lli reahllcrl;"r gUl "c­

Jell 11 ,il"["//. P!aner IlIId S!tlfikcr helfrilfcli die ßertcbtigllllg der HOllorcJrkiirZlIll,� . 

Lililf SIcII/lIIgllcJhllle dfl A llifn der Kdrnfllcr Lal1de.fI"eJ!, ierllll,� .lei der Deckenkr)f/­

Ifml'f/!lll Pilf)fjJrojektc"h,r"kfer /;ezi<�!id.) der EimatZfI 1 '011 l?fCldillgllldferial als 

lI ,irll/ul,iIII IllClidwi Btlljll::'/IIdf::. ::'11,�d" !lllIl/fIi. EJ kiili lic c!ie RU'bfjfrfigllllg der 

PI"lli l" lI"dl/ ·oll::'lebw. 

1 2 . 1 Der !{ 1 1  sah d ur c h  d ie E rw i derung der Z iv i l tec h n i ker  se ine Fes tste l l un­
gcn n idlt w iderleg r .  Fehler  füh rten zu überhöhten Posi t ionspreisen und 
J\1ch rkmten aus NachrrCigen. DIe genüß Beauftragung umLlIlgreiche Er­
Lthrung der P laner bei frLiheren San ierungen d ieses Gebiiudes w i rkte s ich 
oftcllbar nicht begünsr igend auf d ie Arbe i ten aus .  Dcr RH ersuchte um 
lkbnntgabe des endgül t igen E rgebn isses der Rückforderung . 
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Gebäudegründung 
mit Pfählen 

Bauvertrag, 
Bauaufsicht 

Bundeshochbau 

Amt der K rntner Landesregierung 

13.1 Wegen unzureichender Bodener kundungen und statischer Vorausberech­
nungen für die Ausschreibung von Pfahl-Gründungsmaßnahmen bei der 
Höheren Technischen B undeslehr anstalt  Fer lach wurden wesentl ich  
größere Pfähle als ausgeschr ieben ausgeführt .  Das Nachtragsangebot für 
die größeren Pfähle wurde ohne Vor liegen einer Detailkalkulation und 
ohne Berücksichtigung der Preise eines vergleichbaren Bauvorhabens un­
angemessen hoch aner kannt. 

1 3 .2 Der RH beanstandete die mangelnde Sorgfalt bei den statischen Voraus­
berechnungen und bei der Beurteilung der Preisangemessenheit des Nach­
tragsangebotes. Die vermeidbaren Mehrkosten betrugen rd 0,7 Mill ATS 
(einschließlich USt). Er empfahl dem Amt der Kärntner Landesregierung, 
diese Mehrkosten vom Statiker und vom Planer je zur Hälfte einzubehalten. 

1 3.3 Laut Stellungnahme des A mtes der Kcirntner Landesregierung seien die Preise der 
griJßeren Pfähle angemessen; die Vergleichbarkeit mit anderen Bauvorhaben sei zu 
bezweifeln. Auch sei offen, ob das Bauvorhaben bei ordnungsgemäßer Planung und 
Ausschreibung kostengiinstiger durchzufiihren gewesen wäre. 

13.4 Der RH erwiderte, dass zur Beur teilung der Preisangemessenhei t der ein­
zelnen Komponenten jedenfalls eine Detailkalkulation anzufordern und 
das Kalkulationsverhälrnis des zweiten Bauvor habens zu berücksichtigen 
gewesen wäre. Die ermittelten Mehrkosten seien eine unmittelbare Folge 
der Ausschreibungsmängel und der nicht unter Wettbewerbsbedi ngun­
gen ermittelten Nachtragspreise. 

14.1 Beim Bauvorhaben Höhere Technische Bundeslehranstalt Fer lach wurden 
die großen Pfähle auch als Absicherung der Baugrube verwendet und mit 
rd 1 ,2 Mill  ATS (einschließlich USt) abgegolten, obwohl diese Absiche­
rungsmaßnahme gemäß Bauvertrag in den Preis des Aushubes einzukalku­
lieren gewesen wäre. Für eine Abweichung vom Bauvertrag lagen weder 
schriftliche Anordnungen der Bauaufsicht noch ein Antrag der ausführen­
den Unternehmung auf Abgeltung für Erschwernisse vor. 

Mit der Bauaufsicht waren mehrere Personen des Amtes der Kärntner Lan­
desregierung und eines Ziviltechnikerbüros befasst, wobei insbesondere 
die klare Zuordnung einzelner Aufgaben zu bestimmten Personen fehlte. 

1 4.2 Der RH kr itisierte diese seiner Beurteilung nach vom Bauvertrag abwei­
chende Abrechnung. Er beanstandete in diesem Zusammenhang auch die 
unzureichende Organisation der Bauaufsicht.  

14.3 Laut Stellungnahme des A mtes der Kä"rntner Landesregierung seien die zusä"tz­
lichen Baugrubenstiitzungen in der Planung vergessen, später aber zwischen Bau­
aufsicht und Unternehmung miindlich abgesprochen worden. Die Personalressourcen 
seien für die Bauaufsicht nur eingeschrä·nkt verfiigbar gewesen. 

1 4.4 Der RH erwider te,  dass bei rechtzeitiger KlarsteIlung der anstehenden 
Abrechnungsfragen die Mehrkosten von 1,2 Mill ATS (einschließlich USt) 
zumindest zum Tei l  reduziert worden wären. Zur Durchführung der Bau­
aufsicht hielt er fest, dass diese im Rahmen des Finanzausgleiches abge­
golten wird. Das betroffene Bundesland hat durch geeignete Maßnahmen 
selbst oder mit  Hilfe von Ziviltechnikern dafür zu sorgen, dass die Qua­
l i tät der Leistung den gestellten Anforderungen entspr icht. 
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Grundsätzliches 

Aufbewahrung 

Leistungs­

verzeichnisse 

Auftrags-

Vergaben der Bundesgebäudeverwaltung II 
Klagenfurt 

l 'i  Bei  den  i m  Bere i c h  ein B u n d esgebäudeverw a l t u ng I I  K l agenfurt  ( fü r  
Kärn ten )  Liberprüften Vergaben des B undeshochbaues stel l te der R H  n ur 
vereinzel t  Verstöße gegen vergaberecht l i che Vorschr iften und Mängel bei 
der AuftragsabWIckl ung fest ,  deren Vermeidung ein E i nsparungspotenzial  
von rcl 0 ,  I Mill ATS <e i nsch l ießl i ch  USt)  ermc)g l icht  hätte.  

I (,, 1 Mi t dem Angebot abgegebene B ieterdisketten wurden gelöscht und wie­
der vuwendet . In E i nze iHi l ien wurden d ie  Originalangebote, auch zerlegt 
in E i n zelbl iitter, für die Bauvorhabenabwickl u!lg herangezogen.  

1 6 . 2  Der R H  empbhL be l  der  A ngeborseröffnung die  Daten der  B Ieterd I skette 
in das amtseigene EDV-Geriit zu kopieren ,  die Angehorssumme m l t  dem 
schr ift l ichen Angebot zu verg le ichen u nd d ie D iskette unverändert m i t  
d e n  A ngebotsunter lagen z u  verwah re n .  Bezüg l i c h  d e r  Bauabw i c k l u ng 
empbhl der R H ,  nur  Kopien der Orig i nalangebote zu verwenden .  

I (d Die Bllnde\�ebdlldel'eru " t!tllllg 11 ordnete an. den Vergabet/kt eirlJchlif/J!ich der 

lIidlt ,11I,�ell()}l/IlIeJlfiI JOIl It' der clll.rgefchiedenen j\ IIgebote lilie! Disketten der Bider 

lIIilldfJtmJ .riebeJl.!ähre lallg (11I!�td)e/i ahreil. 

l 7 . 1  Die (;egenüberstel l ung der von der B undesgebäudeverwaltung I I  erstel l ­
ten  Ausschre ibungsunterlagen m i t  der  Abrechn ung ergab, dass be i  heiden 
vom R H  überprüften A ufträgen trotz geringer A bweichung der Abrech­
n ungs- von der Auftragssumme fast  d ur chwegs ein wesent l i cher Tei l  der 
ausgeführten LeIstung n i cht  Gegenstand der ausgeschr iebenen Leistung 
war. D i e  mangelhafte E rste l l ung der Leistungsverze i chn isse war auf  d i e  
u ngenaue E rhebung des Sanierungs- bzw Bauumfanges zurückzu führen .  

I ' . 2  Der RH beanstandete d ie  unzure ichenden Leistungsverzeichnisse , d ie  den  
B i etern Raum für e i n  bre i tes Spekulat ionspotenz ia l  boten  u n d  e i ne auf  
den Kalkulat ionsgfund lagen des  A ngebotes basi erende A uftragserfü l l ung 
verh i mlerten.  

1 7  . . 1 Die BlIlldeJgeballdel 'fl'lI 'dltllll,!!, II ordnete ellle f.,,(,tlde Er.\tel/lIll,!!, der LeiJtllll,!!,JTer­

;erie/)}m.re ell// ßmiJ detail/ierter Projekte //Iul MtI.r.remrmittl/lngen an. 

I iU D i e  Abrechnung der Sanierung des Innenverputzes e ines alten Gebäudes 
abwicklung war n icht  ausre i chend nachzuvoll z iehen;  s i e  enthie l t Doppelverrechnun­

gen.  Die Abrechn ung der  San ieru ng des Auge nwandputzes d i eses Gebäu­
des war ebenfa l l s  mangelhaft ; hereichsweise w u rde  - dem Bauve rtrag 
w idersprechend - eine zusammenhängende San i erungsfläche als Summe 
von Tei t thchen teurer abgerechnet .  

I H . 2  Der R I  I beanstandete vermeidbare Mehrkosten von i nsgesamt  rd  0 ,  I M i t l  
ATS (e inschl ießl i ch  USt) .  
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Qualitätskontrolle 

Grundsätzliches 

Bieterverhalten 

Bundeshochbau 

Bunde gebäudeverwaltung 11 Klagenfurt 

18.3 Laut Stellungnahme der Bundesgebilitdeverwaltttng II sei die Mehrfachabrechnllng 
beim Innenverputz auf ungewohnlich starke Wandunebenheiten des alten Gebiittdes 
zuriickzujiihren, auf deren Saniemng sie bei hoherwertiger Ramnnutzlmg (Kanz­
leien) besonderen Wert gelegt habe. 

18.4 Der RH konnte mangels aussagekräftiger Abrechnung die Vertragsge­
mäßheit dieser Abrechnungsposten nicht nachvollziehen. 

19.1  In der Bundesgebäudeverwaltung 1 1  war der Approbationsweg für die Er­
stellung des Leistungsverzeichnisses , die  örtliche Bauaufsicht und die 
Prüfung der Schlussrechnung mehrstufig organisiert (Leiter der Gebäude­
verwaltung, Leiter der Technischen Abteilung, Leiter der Bundesgebäude­
verwaltung 1 1). 

19.2 Der RH empfahl, zur Qualitätsverbesserung die Kontrolle der Sachbear­
beiter durch deren unmittelbare Vorgesetzte zu verstärken. 

19.3 Die Bundesgebaudeverwaltung Il ordnete an, dass die Leistungsverzeichnisse von 
den jeweiligen Leitern der Gebaitdeverwaltung oder deren Stellvertretern stichpro­
benartig und die Abrechnungen altf Plamibilitdt zu iiberprüfen seien. 

Vergaben der Bundesbaudirektion Wien für Wien, 

Niederösterreich und Burgenland 

20 Bei den im Bereich der Bundesbaudi rektion Wien für Wien, Niederöster­
reich und Burgenland (kurz: Bundesbaudirektion) überprüften Vergaben 
des Bundeshochbaues stellte der RH mehrere Mängel bei der Vergabe der 
Planung, der Vergabe selbst oder als Folge der Vergabe fest, deren Ver­
meidung ein Einsparungspotenzial von rd 8 ,0 Mill  ATS (einschließl ich 
USt) ermöglicht hätte. 

2 l . l  Beim Angebot der Baumeisterarbeiten (Bauabschnitt III)  für d ie General­
sanierung des Justizpalastes in Wien 1 . ,  stellte die örtliche Bauaufsicht im 
Angebot des Billigstbieters bei der Leistungsgruppe "Putzarbeiten" einen 
Rechenfehler von 1 ,8 5  % der Angebotssumme - somit  knapp unter der 
fü r ein Ausscheiden des Angebotes maßgeblichen Toleranzgrenze von 2 % 
- fest .  Ein einzelner unrichtiger Summenbetrag in dem aus losen Blät­
tern bestehenden Angebot wirkte sich i nsofern auf die Angebotssumme 
aus, als der Abstand zum Zweitbieter um diese 1 ,85 % verringert wurde. 
Die Bundesbaudirektion nahm anlässlich der Beauftragung keine nähere 
Untersuchung vor. 

2 1.2 Der RH erachtete die Fehlerhaftigkeit für bedenklich und kritisierte, dass 
die Bundesbaudi rektion keine näheren Untersuchungen durchgeführt 
hatte. Er empfahl , durch geeignete Maßnahmen die Unveränderbarkeit der 
Angebote sicherzustellen. 
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Planungsqual ität, 

Ausschreibungs­

widerruf 

Auftrags­

änderungen 

2 1  .. ' I"dlll Stellllllglid/iI!If Jer !31/11c1e.r/hllldlreRllli1! /!"be sie die A Ilj!,e!;o!.ltril!filllllg on/-

1lllllgJpyllhij! dllnbgejii/Jrl. 

f)dJ f)j\ l \\ /\ iocr d"rdlll blll. d"rJ dd.1 Nlc/JlaIIJJc!Juden deJ A Il<�el){Jtf.r dm \ rr­

<�dl}( /in! 1 1IIll//IIl,�cll eil! '/J!"IJChCll IJabe. 

2 1 ..+ Der R 1 1  h lel t ei ne ums ichtige Vorgangs weise für angebracht .  

2 2 . 1 In zwei fällen waren Plan ungsänderungen festzuste l len ,  d ie  das Ausschre i ­
bungsvert:lhren wesentl ich bee infl ussten :  

( I )  Über zwei  Monate nach dem Angebotstcrmin für d ie  Netzersatzanlage 
der J us t i zanstalt  \Xl ien 1 1 . ,  hob d i e  Bund esbaud i rekt ion d ie Ausschre i ­
b u n g  wegen wesent l icher P lanu f1 gs�inderu ngef1 auf. Tro t z  vere inLlCh ter  
tecl1 l1 i scher  Konzept ion  l ag das  E rgebn i s  der  Neuausschre i bu ng Ende 
I ()C)(, um 0 , 1 ('  M i l l  ATS (e i nsch l i eß l i ch  USt )  i.i ber dem ursprün g l ichen 
A ussch re i  bungsergebn i s .  

( 2 )  Wegen einer maHgeblichen Planänderung tauschte der  Generalplaner 
das LeistungsverzeIChnIs  für die Beronrt:rt Jgte i ie der Hofi.iberdachung der 
J ust izanstalt zwei Wochen vor dem A ngebotsabgabetermi n  komplett aus.  
Da i n  der Folge nur  e in  Angebot bei der B undesbaud i rektion e in langte, 
w iderr ief s ie  die Ausschre i bung .  Be i  der nachfolgenden A usschre i bung 
verbl ieb letzt l i ch  ebenbl l s  nur e i n  Angebot . 

22.2  Der R H  k ri t i s i e rte die mang e l haften P la n u ngen sowie die A ussc h re i ­
bungsabwicklung,  d ie mangels Wettbewerbs k e i n  wi rtschaft l i ches E rgeb­
n i s  S I cherste l l te .  Er empfa h l ,  d ie P lanungsarbe i ten künft i g  vol l s tän d ig 
d urchzufi.i hren und rechtzeit ig abzuschl ie/\cn sowie i m  n icht  offenen Ver­
gabeverfahren d ie  Berei tschaft der geladenen Unternehm u ngen zur A nge­
borsahgabe zu erkunden.  

2 2 . 3  Lalll StellllllJ!,lldlJl!lt der 13mlcleJballc!ireRtl011 halten 11el/e teehniJche f.rkumtniJ.re 

dU! \Viderrtt/ der A /II I (brf;!J/lllg gerfc!Jt/erllgt: bei dfr)IIJtizclIlJtdlt Jei cI"clllrdJ 
Relm Tfmll!1 i 'fr::.i}:r;enlll,� fll1gdrelfll. Oie tet.rtllllgrbereit.rc!JcI/t eler UJlferneblllllll­

<�ell !h1!Je eler Generclljlldllfr geprillt. 

22.4 Der R H  wies darauf h i n ,  dass s ich d ie  Verzögerung von rd 20 Monaten bei 
der Neuausschre ibung auf den Endtermi n  ausgewi rkt  har. 

2 .' - 1  B e i  zwei  d e r  Li berprüfren  Hoch bauvorhaben waren versc h i edene A u f­
tragsiinderungen festzustel l en ,  d ie auf e ine mangel nde Planungsreitt: des 
Bauprojektes LInd auf Planungskhler sch l ießen l ießen :  

( I )  Für den  Neubau und die  Generalsan ierung der J ust izanstalt Wien  1 1 . , 
gab der Gl'Ileralplaner beispielswe i se das Gewicht der Verbindungsbrücke 
zw ischen Neubau und Al tbau im Le i s tungsverzeichn i s  m i t  dem I , 7-r�l­
ehen ( 2 4 /) t) des tatsächl ich abgerechneten Stahlgewichtes an;  auch waren 
bel der Auftragserre i l ung d ie Anschlüsse an den Neu- bzw Al tbau und  
d ie Anord nung der  St Li tzen noch ungekbrr. 
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Auftragsänderungen 

Qualität der 
Leistungs­
verzeichnisse 

Formale 
Angebotsprüfung 

Dundesh chbau 

Du desb udirektlon Wien 

(2) Bei den Baumeisterar beiten für das Behördenzentrum Kagran kam es 
bei ei ner Auftragssumme von rd 19 Mil l  ATS (einschließlich USt) zu 
Massenmehrungen von rd 3 ,6 Mill ATS (einschließlich USt), zu Massen­
minderungen von rd 4 ,2  Mill  ATS (einschließlich USt) und zum gänz­
lichen Entfall von drei Leistungsgruppen. Das Gutachten eines Statikers 
aus dem Jahr 1990 (Einbau einer Stahlbetontippendecke, Innenausbau in 
Leichtbauweise) fand im Leistungsverzeichnis und bei  der Vergabe im 
Juli 1994 keine Ber ücksichtigung. 

23.2 Der RH kritisierte die mangelhaften Bauplanungen und Leistungsverzeich­
nisse, die wegen der veränderten Preis- und Mengenstrukturen Terminver­
zögerungen und höhere Kosten verursachten. 

23.3 Laut Stelltmgnahme der Bundesbafldirektion sei die Stahlbetonrippendecke im Leis­
tttngsverzeichnis berücksichtigt worden; auf andere Kritikpttnkte ging sie nicht ein. 

23.4 Der RH entgegnete, dass die Stahlbetonrippendecke erst später aufgrund 
eines Zusatzangebotes beauftragt worden war. 

24.1 Die Gegenüberstellung der Leistungsverzeichnisse der Ausschreibungen 
mit den Abrechnungen ergab, dass in zahlreichen Fällen d ie Leistungsver­
zeichnisse mangelhaft erstellt  worden waren. Wegen der bei vier Hoch­
bauvorhaben besonders hohen Abweichungen zwischen Ausschreibung 
und Ausführung hätten die nach der Angebotsprüfung an zweiter Stelle 
gereihten Bieter die ausgeführ ten Positionen des Leistungsverzeichnisses 
um insgesamt 2,2 Mill  ATS (einschließlich USt) bill iger abgerechnet als 
die als Bill igst- und Bestbieterin beauftragte Unternehmung. 

24.2 Der RH kr itisierte die Mangelhaftigkeit der Leistungsverzeichnisse. Er 
erachtete insbesondere mangelhafte Bestandserhebungen, unausgereifte 
Planungen (zB nachträgliche Änderungen der Planung oder des Bauab­
laufes) und fehlerhafte Massenermittlungen als wesentliche Ursachen für 
Abweichungen zwischen Leistungsverzeichnis und tatsächlich ausgeführ­
ten Leistungen sowie für die daraus resultierenden Spekulationspotenziale. 

24.3 Das BM WA teilte mit, dass bei zwei der Bauvorhaben wegen der festgestellten 
Miingel Rechnungsabziige bei Planer bzw Ausführenden geltend gemacht worden 
seien. Es wies darauf hin, dass kiinftig für die Bauvorbereitung entsprechende F inanz­
mittel sicherzllStellen sein werden. 

2 5.1 Die Angebotsbearbeitung erfolgte innerhalb der Bundesbaudirektion ge­
teilt, sofern nicht ein Externer damit beauftragt war. 

- Die formale und rechner ische Prüfung der Angebote führte das bau­
wirtschaftl iche Referat der Bundesbaudirektion durch; es erstellte unter 
E i nschluss der festgestellten Mängel einen Prüfbericht ,  allerdings nur 
über das Angebot des nach der Prüfung erstgereihten Bieters. 

- Die vertiefte materielle Prüfung der Angebote oblag der jeweils zustän­
digen Fachabteilung.  

27 
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28 

Formale Angebotsprülung 

Technische und 
wirtschaftliche 
Leistungsfahigkeit 

Bei sechs der überprüften Vergaben lagen formale Mängel der Angebots­
prüfung vor. In einem Fall zeigte das Prüforgan Formalmängel nicht auf. 
Im Einzelnen war zB festzustellen: 

( 1 )  Bei den Baumeisterarbei ten der Hofsanierung der Technischen Uni­
versi tät Wien beurteilte die zuständige Fachabteilung abweichend vom 
bauwirtschaft lichen Referat den Bi l l igstbieter trotz des Vorliegens eines 
Ausscheidungsgrundes auch als Bestbieter. 

(2) Beim offenen Verfahren der Baumeisterarbeiten (Bauabschnitt III)  fü r 
die Generalsanierung des Justizpalastes Wien 1 . ,  bezog die örtliche Bau­
aufsicht als Externer alle Angebote in die Preisbewertung e in ,  obwohl 
gemäß den Angebotsbestimmungen der Bundesbaudi rektion und nach 
der ÖNORM A 2050 zwei Bieter mit eigenen, nicht ausschreibungskon­
formen EDV-Kurzleistungsverzeichnissen auszuscheiden gewesen wären. 

2 5 . 2  Der RH kritisierte d ie  mangelhafte Angebotsprüfung und insbesondere, 
dass aus vermeintlichen wirtschaftlichen Vortei len Angebote nicht ausge­
schieden worden waren, obwohl dies erforderlich gewesen wäre. Er emp­
fahl,  ausführliche Prüfberichte - einschließlich einer Analyse des Preis­
spiegels, von H inweisen auf Spekulationspotenziale und der Darlegung 
der Bonität des Bestbieters - zu verfassen . Weiters empfahl der R H ,  
dem bauwirtschaftl ichen Referat d i e  Berechtigung z u m  normgemäßen 
Ausscheiden von Bietern zu übertragen. 

2 5.3 Die Bundesbaudirektion ordnete die Verantwortung für Vergabeentscheidungen den 
Fachabteilungen zu, die auf der Angebotspriifung durch beauftragte Ziviltechniker 
oder das bauwirtschaftliche Referat aufzubauen halten. Ein Abweichen von den 
Empfehlungen der Angebotsprüfung solle im Vergabeakt begründet, Doppelprüfun­
gen vermieden werden. 

26.1 Zwei der überprüften Vergaben des Bundeshochbaues gingen mangelhafte 
Prüfungen der technischen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit voraus. 

( 1 )  Die Bundesbaudirektion beauftragte für eine Verbindungsbrücke bei 
der Justizanstalt Wien 1 1 . ,  (Auftragssumme 8 Mill ATS einschließlich USt) 
eine Unternehmung. Diese machte, entgegen den Vertragsbestimmungen, 
einen Subunternehmer für den gesamten Auftrag namhaft ,  ohne die Arbei­
ten zu beginnen. Ein Jahr nach der Auftragserteilung wurde das Vertrags­
verhältnis e invernehmlich mit  einem Zusatzaufwand von rd 0,6 Mill ATS 
(einschließlich USt) für den Bund aufgelöst. 

(2)  Die Glaserarbei ten für dieses Objekt (0,9 Mi l l  ATS ei nschl ießlich 
USt) vergab der Generalplaner ohne Prüfung der technischen und wirt­
schaftl ichen Leistungsfähigkeit an eine Unternehmung, die d ie Arbeiten 
vertragswidrig an einen Subunternehmer weitergab, selbst aber nach einem 
Jahr - vor Abschluss der Arbeiten - in Konkurs ging. 

26.2 Der RH kri t isierte die unterlassenen Prüfungen bezüglich der techni­
schen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der anbietenden Unterneh­
mungen. 
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Vertiefte 
Angebotsprüfung 

Bundeshochbau 

Bunde baudir ktion Wien 

26.3 Laut Stellungnahme der Bundesbaudirektion habe sie keinen Grund für das Aus­
scheiden der Unternehmung bei der A ngebotspr;i/ung gesehen; durch die erst im 
Sommer 1 998 montierte Stahlbriicke sei kein Schaden für den Bund entstanden. 

26.4 Der RH verwies auf die durch mangelhaftes und zu spätes Tätigwerden 
entstandenen Mehrkosten. 

27. 1 Bei zwei Hochbauvorhaben Stellte der RH auffallend niedrige Einheits­
preise fest. 

(1 ) Die Baumeisterarbeiten bei der Justizanstalt Wien 1 l . ,  bot der Bil­
l igstbieter mit  rd 88 Mil l  ATS (ei nschließlich USt)  um 1 7 ,6 Mil l  ATS 
(ei nschließlich USt) deutlich unter dem Zweitbieter an, wobei der Ab­
schnitt Neubau zahlreiche Positionen mit beachtlichen Unterpreisen auf­
wies; der gesamte Bauabschnitt "Generalsanierung des Altbaues" wurde 
m i t  rd 60 % des Preises des Zweitbieters angeboten .  Die Bundesbau­
direktion beauftragte den Bill igstbieter nach Bereitstellung einer Bank­
garantie von 10 Mill ATS (einschließlich USt), welche aber wegen Gegen­
rechnung von Tei lzahlungen bald wert los wurde. Der Auftr agnehmer 
begehrte schließlich Zusatzaufträge in Höhe von rd 11 ,7 Mill  ATS (ein­
schließlich USt). 

(2) Bei der Generalsanierung des Justizpalastes Wien l . , enthielt die Leis­
tungsgr uppe " Mauer tr ockenlegung im Trennschni ttverfahren" bei rd 
20 Positionen auffallend niedrige Einheitspreise. Mit dem kurz nach dem 
Hauptauftrag erteilten ersten Zusatzauftrag wurde dieses Verfahren der 
Mauertrockenlegung allerdings aus dem Gesamtauftrag el iminiert und 
ein technisch ger ingwertigeres Verfahren (Elektro-Osmose) beauftragt. 

27.2 Der RH kr itisierte die unzureichenden vertieften Angebotsprüfungen,  
was Mehrkosten bzw eine geringere Leistung nach sich zog. Die nachträg­
l iche Veränderung der Leistungsgr uppe Mauertrockenlegung verzerrte 
nach Ansicht des RH den freien Wettbewerb bei der Ausschreibung. 

27.3 Laut Stellungnahme der Bundesbaudirektion habe der Generalplaner eine vertiefte 
AngebotsprUfung durchgeführt. Die Bauunternehmung habe für den AuftragJustiz­
anstalt die Einhaftung der Gesamtkosten zugesagt. Das ursprünglich beabsichtigte 
Trennschnittverfahren wäre sehr zeitaufwendig und um rd 40 % teurer gewesen. 

27.4 Nach Ansicht des RH erfüllte der Generalplaner mit seiner vertieften An­
gebotsprüfung nicht die  M i ndestkr i ter ien des Bundesvergabegesetzes 
1 997 und der ÖNORM A 2050. E ine Bonitätsprüfung der Bauunterneh­
mung wäre trotz deren Preiszusage notwendig gewesen .  Die Nachkalkula­
tion der Bundesbaudirektion über die E insparungen bei der Mauertrocken­
legung konnte der RH wegen widersprüchlicher Kostenansätze nicht 
nachvollziehen. 
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30 

Unzulässige 

Zuschl ags­

erteilungen 

21-1. 1 I n  v ier Ellkn widersprach der von der BundesbauJ irekt ion an Unterneh­
mungen errei lre Zusch lag der ÖNORM A .:20 5 0 .  I n  d reI  fällen wäre der 
Bierer auszuscheiden gewesen (unvol lsriind iger EDV-Ausdruck des Kurz­
le i s rungsverze i c h n i sses,  u n z ure i chende wi rrschafd i c he Lelsrungsf�ih i g ­
keit) ,  i n  e i nem Fal l  wäre d e r  Auftrag a n  d e n  nach mangelhafter  Prüfung 
der w irrschafrl ichen LeisrungsHihigkei  r zu U nrecht ausgeschiedenen B ie­
ter z u  erteI len gewesen. 

21-1.2 Der RH kr i t i s ierte die ÖNORM-wid rige Vorgangsweise und w ies auf die 
mög l iche Schaclenersatzpf1 i c h t  des Auftraggebers gegenüber dem über­
gangenen B ieter h i n .  

Wartungsleistungen 2'). 1 Bel zwei Vergahen an General unternehm ungen wurden Warrungs le istun­
gen bei  der Vergabeentsche idung berücks icht igt ,  obwohl die  Angebote 
der e inzelnen B ieter Pre isabwe ichungen bei den Wartungsle istungen von 
bIS zu y)O 11, aufw iesen und deren Beauftragu ng n icht  beabsi cht ig t  war. 
Der A ngebotspre i s  der beauftragten Unternehmung lag ohne d i e  War­
rungski s r ungen um rd 0 , .:2 M i l l  ATS bzw 0, .) M i t l  ATS (ei nsch l ie ß l i c h  
LJSt)  höher als j ener d e r  jewe i l igen /wei tb ieter. 

Zusatzleistungen 

29.2 Der R H  kr i t i S I e rte d i e  Vergabeentsche idungen,  we i l  d i e  Wartungsl e i s ­
tungen das Angebotsergebn is  verzerrren.  

2'.H Lallt Stellllllg/lilhl/le ein B M \\' i\ I 'ergebe die W/{/ l"tllllgJleiJtlll/gen /lid?t die 8111/­
deJbtlllilirektlllll, JOlldem der jeu 'eilige NlltzeI: 

29.4 Der R I  I betonte das Spekulat ionspotenz ia l ,  das s i ch  für B ieter bei Le is­
tungen erg i b r .  die später n icht  vergeben werden,  und empfah l ,  be i  Ver­
gabevorbehalten i m  Leistungsverze i chn i s  k lare Bewertungskr i ter ien für 
d ie  betroffenen Leistungsgruppen oder Pos i t ionen festzu legen .  

W. ! Der zweite Zusatzauftrag der Baumei sterarbei ten für d i e  Gewölbe- und 
Deckensan ierung im Bereich des BMF in Wien l . ,  i n  Höhe von rd ),5 Mit l  
ATS (e insch l idl l i ch  USt ) betraf das Unterf�lI1gen der Dec ke n  mi t  Stah l t rii­
gern. Durch E i nrechne n  zusiitzl icher Erschwernisse i m  Lohn- und Mare­
r ialantei I sr ieg der E i n heitspreis für Stahl profile um 57 ry, .  Gleichze i t ig er­
höhten sich die Massen für die Stahl träger auf mehr als das Dreifache . 

. \0 .2 Der R H  kri t i s ierte,  dass die Pre isbasis d i eses Zusatzauftrages nIcht dem 
I-1auptangebot entsprach,  woraus vermeidbare Mehrkosten von rd 0 ,.'1 M i t l  
ATS (e i nsch l i eL\ l i ch  liSt) resul tierten .  E rschwernisse w�iren bere i ts  i m  ur­
sprüngl i chen Angebot zu berücksichtigen gewesen . 

. \0 .5  I�allt Stfllllll/!,/ürl7l//t der Bllllde.I !;alldirektlli/1 .reim die ErJc!Jll enw.re bei der :2/1 'eiftl/ 

S"niemngllllcl!lll{t!wle im Vergleicb ZUIII Hell/fitm/gebot ll'f.lentlicb größer gUCeJeII . 

. \0.4 Der R H  erwiderre, dass d iese E rschwerni sse kalk ulatorisch nur den Lohl1-, 
n icht  <Iber den Materialante i l  des E i nhei tspreises erhöhen können .  
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Bauherrnfunktion 

Abrechnung 

Bunde hochbau 

Bunde baudirektion n 

3 1. 1  I n  einzelnen Fällen nahm die Bundesbaudirektion ihre Bauherrnfunktion 
(Erstellung der Angebotsunterlagen,  Angebotsprüfung, Bauabwicklung, 
Abrechnung sowie Aufsicht über die beauftragten Zivi ltechn i ker und 
Technischen Büros) unzureichend wahr. Beispielsweise genehmigte die 
Bundesbaud i rektion im Zuge der Bauausführung bei der Justizanstalt 
Wien 1 1 . ,  19 Zusatz- bzw Nachtragsaufträge in Höhe von 5 ,8 Mill ATS 
(einschließlich USt) erst verspätet für tei lweise bereits ausgeführte Lei­
srungen. Weitere 15 Nachtragsangebote der Bauunternehmung ( insge­
samt rd 5 ,9 Mill ATS einschließlich USt) für bereits ausgeführte Arbeiten 
lehnte die Bundesbaudirektion ab. Qualitätsprüfungen wurden aber weder 
in der Planungs- bzw Ausschre ibungs- noch in der Ausführungsphase 
vorgenommen. Auch unterblieben Honorarkürzungen bei mangelhaften 
Leistungen der Beauftragten . 

3 1 .2 Der RH beanstandete, dass die Bundesbaudirektion zum Teil  d ie ihr zu­
kommende Bauherrnfunktion nicht ausreichend wahrgenommen und da­
mit  die ihr  übertragenen Aufgaben nicht ordnungsgemäß erfüllt hatte. 
Das hohe Ausmaß an Zusatzaufträgen widersprach nach Ansicht des RH 
einer ordnungsgemäßen Projektabwicklung. 

3 1 .3 Laut Stellungnahme der Bundesbaudirektion würden die Ziviltechniker als Be­
rufsstand mit besonderem Vertrauen und Vollmacht zur Entlastung der Beamten 
herangezogen. 

3 1.4 Der RH erwiderte, dies dürfe nicht zu einer eingeschränkten Wahrneh­
mung der Bauherrnpflichten durch die fachkundige Baudienststelle führen. 

32.1  Wegen einer noch fehlenden behördlichen Genehmigung für d ie Baustel­
lenzufahrt konnten in den ersten fünf Monaten nach dem von der Bundes­
baudirektion angeordneten Baubeginn für das Behördenzentrum Kagran, 
Wien 2 2 . ,  nur geringfügige Arbeiten ausgeführt werden, wodurch e in  
vermeidbarer Aufwand an "zeitgebundenen Baustellenkosten"  und zusätz­
l icher Preisgleitung von 0,9 Mill ATS (einschließlich USt) entstand. Bei 
weiteren Hochbauvorhaben stellte der RH ebenfalls Fehlverrechnungen 
fest. Insgesamt betrug das wegen Fehlverrechnungen nicht ausgeschöpfte 
Einsparungspotenzial 3 ,1 Mill  ATS (einschließlich USt). 

32.2 Der RH kritisierte den verfrühten Baubeginn und die mangelhafte Kon­
trolle der Abrechnung. Er empfahl ,  d ie Überzahlungen vom Auftragneh­
mer zurückzufordern. 

32.3 Laut Stellungnahme der Bundesbaudirektion sei die abgerechnete Baubetriebszeit 
bzw Stillliegezeit vertragsgemäß gewesen. Überzahlungen von rd 0,3 Mill ATS 
seien zurückgefordert worden. 

32.4 Der RH entgegnete, die Argumente der Bundesbaudi rektion waren aus 
den vorliegenden Rechnungsdokumenten für ihn nicht nachvollziehbar. 
Bei ordnungsgemäßer Projektabwicklung wäre der verlorene Aufwand 
vermeidbar gewesen. 
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32 

Grundsätz liches 

Vergabeverfahren 

Ausgangslage 

Vergaben des damaligen BMwA 

) .) I m  BerClch des damal igen BMwA überprüfte der R H  d ie  i n  e inem kom­
b in i erten Ideen- und Ausführungswettbewerb zur raschen Bereitste l l ung 
neuer U n terk u n ftsgebäude für d i e  Grenzgendarmer ie  ( Umsetzung des 
Schengener Abkommens )  d u rchgefü h rten Auft ragsvergaben .  Er stel l te 
h i ebei Mängel fes t ,  d eren Vermeidung e i n  E i nsparungspotenzia l  von rd 
S M d l  ATS (e i nschl ieJ) J lch USt)  ermög l icht hätte. 

),1 . 1 Die  Auft räge für d i e  Neubauten der U nterkunftsgebiiude für d i e  G renz­
gendarmerie wurden in dre i  Stufe n  vergeben . Für die Objekte in Spielfeld 
und N ickelsdorf füh rte das damal i ge BMwA gemei nsam m i t  dem Amt  
der B urgenländischen Landesreg i e ru n g  und  dem Amt  der Ste iernürki­
schen Landesreg ierung im November 1 995 e in  erstes, für d i e  Gemeinden 
Hei l igenkreuz,  Deutschkreutz ,  Schachendorf und Drasenhofen i m  Okto­
ber 1 990 ein we i teres " beschrii nktes bauk ü nstleri sches Entwurfsgu tach­
ter\,ert;!l1f(:,n "  durch. Zusätzl ich wurden im März 1 990 in den Gemei nden 
Kl i ngenbach,  Klei nhaugsdorf und Berg drCl Objekte im Anhängeverbhren 
zur ersten A usschrei bung fn: i händig vergeben .  D i e  aus dem Entwurfsgut­
achterverfahren result i erenden Entwürfe waren von den Bietern komplett 
zu übernehmen und techn i sch ausgere i ft als  verb i nd l iche Genera lunter­
nehmerangebotc für e ine schlüsselfertige Übergabe der Objekte abzugeben .  

5 4 . 2  Die  E nt wurfsgurachterverLlhren beurtei l te der R H  g rundsätzl ich a l s  ge­
eigneten Schri t t  für e ine rasche, effektive und kostengü nstige Abwicklung.  

Be i  der  D urch führung der Vergabeved�lhren u nd Zusch lagserted u ngen 
sowie  bei den Anhiingeauftriigen s te l l te der RH j edoch Mängel  fes t ,  d i e  
geeignet waren ,  d i e  Objekr iv i tiit. Transparenz u nd Wirtschaft l ichkeit des 
Vergabewettbewerbes zu beei nrrächt igen .  

YU re/llt Ste/lml)!Jlclhlllc ele.r ele/waligOl BAfwA häiten die I'on ihm nicht l'endlll!dete 
'11.'rlllill1ll){ IInel der \'(/lItl.fcb I/{/cb clll.Iprec!Jellilw bclllk;illJtlenJcbell Ergelmi.ue1I eil/ 
A bgebw Z Oll der ;i/;//chfll Vorgell/glll Hse !m A lljtr"gJl 'erg"bCII erfordert. Die Ver­
kllilNimg de.r /lllIIltiteriellen ldeeJI ll ettbezr erbn 11111 kllnkrflen /l!ateriellen Lelltllng.r­
t1l1gclJ!i!c1l babe {iir die 'vl)rprillilll,� der A ngebote b':;lI ' Pm/ekte. die Tätigkeit der Be­
,�lltd(hl!lIIg.\ klJlllllli.\ liOllfli IIlld die Vergabn·lIt.\ (bodllllgen 11111' teilzlfiJe li/r!Jare 
ProMclllf {lIll�ezl 'or/fII. Da.\ d'/lIl,tlige DM zlA b,t/Je .rtetl die De.rtbieto· bC{lIIjtragt. 
u nh"!!J eJ tim 1 '11111 I? H errechllete fimpamngljJlitfllzl"l liicht lltldn'oflziehell kr/lilie . 

. )·lA Der R H  entgegnete,  dass er d ie Durchführu ng der Vergaben anhand der 
j ewei l igen Ausschre ibungsvorgaben beurtei l t  hat . Zwar s ind Pre isgerichte 
in ihrer E ntscheidung unabhiinglg,  doch haben s ie  siimr l iche Kriterien der 
Ausschre i bung i ll nachvol lz i ehbarer Weise zu berücks i ch t igen.  Unter Be­
rücksicht igung der festgestel lten Mängel hat der RH das E insparungspo­
tenZIal  ermittelt ,  das sich seiner Ansicht nach aus der Beauft rag ung jener 
Bestbieter ergeben lütte, d ie bei e inwandfre ier Durchführung der Verga­
bCIl heranzuz iehen gewesen wiiren .  
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Vergabever'ahren 

Durchführung 

Bunde hochbau 

damali e BMwA 

35. 1 Beide Ausschreibungen für die Errichtung neuer Unterkunftsgebäude für 
die Grenzgendarmerie gaben die Beurteilungskriterien "Ökonomie", "Bau­
kunst" , "Funktion" ,  "Unterlagen, Richtlinien und Vorschriften" sowie "In­
novation in der Anwendung der Konstruktion" (in dieser Reihenfolge) als 
Grundlage für d ie E mpfehlung der Begutachterkommissionen an und 
legten fest, dass die Aufträge ungeteilt den bei den Bestbietern zugeschla­
gen werden sollten. In ihren Empfehlungen hielten sich die Begutachter­
kommissionen nicht an diese Vorgaben und akzeptierten die unzulässige 
Mitwirkung von Bietern an der Ausarbeitung der Ausschreibung. 

35.2 Nach Ansicht des RH widersprach die Änderung von definierten Ange­
botsregeln den Grundsätzen des fairen und objektiven Wettbewerbes so­
wie den vergaberechtlichen Zuschlagskriterien. 

35.3 Laut Stellungnahme des damaligen BMwA sei die Reihenfolge der Beurteilungs­
kriterien bei immateriellen Leistungen nicht immer zwingend; darin sei jedoch die 
Schwierigkeit in der Beurteilung der Projekte gelegen. Erst bei Brauchbarkeit und 
Gleichwertigkeit von Projekten sei der Preis relevant gewesen. 

35.4 Der RH entgegnete, dass zur Vermeidung einer Ungleichbehandlung der 
Bieter die Auswahl des Bestbieters keine nachträgliche Änderung der Be­
urteilungskriterien sowie der Wertigkeit dieser Kriterien erlaubt. 

36.1 Die Angebotsunterlagen der nicht zum Zug gekommenen Bieter wurden 
bei beiden Ausschreibungen unmittelbar nach den Entscheidungen der 
Begutachtungskommissionen den Bietern retourniert. Das E rgebnis der 
Begutachtung war in der Niederschrift mangelhaft dokumentiert. 

36.2 Der RH beanstandete d ie Nichtaufbewahrung der Angebote und die un­
zureichende Dokumentation, weil deswegen die Entscheidungsfindung 
der Begutachtungskommissionen nicht nachvollziehbar war. 

36.3 Das damalige BMwA nahm die Kritik zur Kenntnis. Vermutlich hä'tten die 
Baudienststellen in dem Vergabeverfahren mehr den klassischen Architektenwett­
bewerb gesehen; in diesem Fall sei es üblich, den nicht zum Zug gekommenen Bie­
tern ihre Projektunterlagen zurückzustellen. 

37.1 Im Zuge des zweiten Ausschreibungsverfahrens (Gebäude in den Ge­
meinden Heiligenkreuz, Deutschkreutz, Schachendorf und Drasenhofen) 
trat das damalige BMwA m i t  den von der Beurteilungskommission zur 
Beauftragung vorgeschlagenen beiden Bietern in Verhandlungen ein, bei 
denen es Nachlässe von den angebotenen Preisen und Änderungen der 
Ausführungsart erzielte. 

37.2 Der RH verkannte nicht die Bemühungen des damaligen BMwA um eine 
Senkung der Kosten. Die Preisverhandlungen bewirkten jedoch eine un­
zulässige Änderung der Angebote und beeinträchtigten den Grundsatz 
der Gleichbehandlung aller B ieter. 
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34 

Zuschlags­

erteilungen 

,H . ,) f)d.1 eldlll{{Ii,�e BJ\ l lI fl. zerillcillte. er bei/JC kw/e Preilz 'erhalldl/lllgm gefiihrt. Ii 'Ci! 
elie I 'lil/ den Unlernc!Jl/lII l/geil - olme [<'on(emng JeineneilJ - emger(i"lIlIIteJ/ 
IId(btr,<t;I/(bell j\'d(h!dl.le ddJ ill der \'CirtJibtlji /iUid7e SeIUJfl 'erJ/ei"lIdniJ gezeigt 
heitlw. A llerelillgJ beilte CI dine ]\{/(b!,/IJe zlIl'/kku ."eiJUI Jl)llw. 

37 " , Dtr R H  entgegnue, auch das Akzeptieren nachrräg l ich gewährter Nach­
hisse bewi rkr LlllZu liissige Änderungen der A ngehore. 

)IU Als  E rgebnis  der trsten A usschre i bung nahm das damal ige BMwA e ine  
Aufrragste i l llng vor; e s  erre i l te für das Objekt in  cll"f Gemei nde Spielfeld 
e i ne m  Pro jekr in I Io lzbauweise und in dl"f Gemei nde N ickelsdorf e i nem 
Projekr in Stahl rahmenbauweise dl'll Zuschlag . 

.3H,2  Nach Ansicht des RH wurde beim Gebiiude N i ckelsdorf durch das Aus­
sche iden arc h i tek to n i sch  ansprec hender, kostengünst iger  anderer Vor­
schläge in Stah l rahmenbauweise gegenülwr der beauftragten Variante e in  
E i nsparu ngspotenzia l  von  rd 2 5  I/{ ( rcl ) ,  1 M i /I ATS e i nsch l ieß l ich  USt )  
der  Aufrragssu m l11t' ( rcl 1 2 , 5  M i l l  ATS e i nsch l i eßl ich USt)  n icht  wahrge­
nommen . 

.3H . .3 Llllt Stcllll!lglldbllle elo cI,lIlhdigeJ1 ßj\ l lI -A Jfl LI ill .leilleI' EntJi/!eic!/lIIg der Elllp­
jeN/II/,!', der ßeg/lfd(htlll/g.r koll/II//JJlIIII ,-111" A /I.l ldJeid/llig der clIIdel'm St"b/!}(/IIZ I)I"­
.lCb/'i;t;c .t;ejiJ!gt. (1IId) li 'fllil dieJ nur .r t{{rk l'erklirzt protoko/Ilert l/ "orden .lei . 

.39. 1 Auch bel der zwe i ten Ausschre ibung w u rde der C ; esal11 tauft rag gete i l t .  
Den Zuschlag fLI r d ie Gebäude i n  d e n  Gemeinden Deutschkreutz ,  Seha­
chendorf und He i l igen kreuz erhie lt  e Ine U n ternehmung ,  den für d as Ge­
lüude Drasenhof"(:n eine andere Un terneh m ung, die zuvor berei ts für d ie 
C ;ebiiude i n  den Gemeinden N ickelsdorf und K l i ngenbach den A u ftrag 
erhal tcn hatte. 

59. 2 Diese Entscheidung führte nach Amieht des R H  - trotz der Bemühungen 
der m i t  der Emscheidl lng bet�lssten Abte i l ung des damaligen BMwA u m  
eine mögl ichst wi rtschaft l iche Auftragsvergabe - bei zweI der v ier  allsge­
sehriebl'l1l'n Objekte dazu , dass n icht  der aus den U nterlagen objektiv fest­
zuste l l ende jewei l ige Bestbieter den Auftrag erhIel t .  Be i  e i ner A u ftrags­
summe von rd '> 5 ,7 M i l l  ATS ( e i nschl ießl i ch  USt) für d i e  v i e r  Gelüude 
ergab dies e in  E i nsparungspotenzial von rd 1 ,-+ M i l l  ATS e inschl id\lieh l iSt 
( rd i (ir der AlIfrragssummc). 

39. ,1 Dal jdllltlilge R,\ I II "/1  !)(',!',riillc!ete die 'hi/;mg de.' A II/tru,t;e.r lIi/e/l kleinerell )i m/e­
Oll/gell eier Pro/ckte lIIit eiller UeSJerw Strellllll,t; der A lljira:r;e IIl1d der Sorge 1/111 die 
!"Ixbt :eit I,f!,e F ert Ig.ltel 1IIII,f!, . G r/lI/dJ,it :;In'b b,!iJ[ r!m 1 '011 der Begllt"ebt/lIIgl kl)lI!­
IJ/ / I JIOII ::111' A /IIjlilJr/lIlg ClI/ji/iJiJ/we Pmjeht Vorrtillg gelhlut. f:n t  111 ziceiter L/I//e 
Ihlbe eI,H t!ell7lcdi.r;e BAI /I '/I. zlir ßert!JidertlIIJII 'tlh! jene Projekte eriirter!. die lIichl 
:;111' C;, ill::e zerll orj( 1I "jer 11111' lIIit EIII.\dJr,illf:llI/geli elll/JIiiblfll l /"Iirden u e/rU!. 

,19 .4 Der R 1-1 emgegnete, dass d i e  vorgebrachten Argumenre n icht  dem Proto­
koll der J urys i rzung zu entnehmen s l !1d .  
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Anhängeaufträge 

Grundsätzliches 

Bunde ochbau 

am. lig M A 

40.1 Nach der ersten Ausschreibung wurden Hochbauaufträge für drei weitere 
Objekte ( in den Gemeinden Klingenbach, Kleinhaugsdorf und Berg) im 
Anhängeverfahren vergeben. Diese Vorgangsweise ist nur unter gewissen 
Voraussetzungen zulässig, zB wenn der ursprüngliche Auftragnehmer ge­
genüber der ausgeschriebenen Leistung keinen höheren Preis verlangt 
und von einer Ausschreibung kein w irtschaftl icheres Ergebnis zu erwar­
ten ist. 

40.2 Nach Ansicht des RH waren diese Voraussetzungen zumindest beim Ge­
bäude in Klingenbach nicht gegeben.  Eine Ausschreibung hätte ein wirt­
schaftlicheres E rgebnis bringen können, zumal der Anhängeauftrag an 
den teuersten Bieter der ursprünglichen Ausschreibung vergeben wurde. 
Auch dauerte das Anhängeverfahren von der Einladung zur Angebotsle­
gung bis zur Entscheidung durch das damalige BMwA genauso lang wie 
die ursprüngliche Ausschreibung. 

Nach Ansicht des RH ergab sich für das Gebäude in Klingenbach ein 
Mehrpreis von rd 1 ,2 Mil l  ATS (einschließlich USt)  i m  Vergleich zum 
Preis des Hauptangebotes. Gegenüber dem Preis eines vergleichbaren An­
gebotes eines Mitbewerbers im ursprünglichen Ausschreibungsverfahren 
für Nickelsdorf ergab sich ein Einsparungspotenzial von rd 3 , 5  Mill ATS 
(einschließlich USt). 

40.3 Laut Stellungnahme des damaligen BMwA habe es nur wegen der vom BMI vor­
gebrachten Dringlichkeit für die drei weiteren Gebäude A nhiingeaufträ'ge verge­
ben. Die Ermittlung der A ngemessenheit des Preises für das Objekt in Klingenbach 
sei wegen der Pensionierung des damals zuständigen Beamten nicht mehr nachvoll­
ziehbar. 

Vergaben der BundesimmobiliengesmbH 

4 1. 1  Die BundesimmobiliengesmbH beauftragte die Bundesbaudirektion Wien 
für Wien, Niederösterreich und Burgenland (kurz: Bundesbaudi rektion) 
mit Bauvorhaben im Raum Wien; für andere Bauvorhaben beauftragte sie 
private Bauträger und Generalunternehmer. Alle Vertragspartner waren 
zur Einhaltung der jeweils geltenden vergaberechtlichen Bestimmungen 
verpflichtet. 

41.2 Bei den im Bereich der BundesimmobiliengesmbH überprüften Vergaben 
des Bundeshochbaues stel lte der RH mehrere Mängel bei der Vergabe 
selbst oder als Folge der Vergabe fest ,  deren Vermeidung e in  E inspa­
rungspotenzial von rd 43,2 Mill ATS (einschließlich USt) ermöglicht hätte. 
Die Angebote der Generalunternehmerleisrungen für die Rechts-, Sozial­
und Wirtschaftswissenschaftliehe Fakultät der Universität Graz und eine 
Allgemein bi ldende Höhere Schule in Wien 22 . ,  enthielten auffällige Preis­
gestalrungen. 
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Bieterverhalten 

Nachlass 

-:/ 1 . :\ Die ßllIlde.llllllllll/)lhfilgeJlllbH hltlt c!d\ E/i/\/hl l"llll/;.lputew:ial jiir lI/chI redln ­
/I.1e/!. {{ 'ei! die ,\l i';l!,//('bkeil .leilleI' A IIJJehi,/IIIII,l!, ji:b/lc. E.I .lei ibr Jet/ud! gelllllgW. 
"de/! c/'lle/llw l?ulJilllllglpnijilllgw l?iicfjimle),/!II,l!,CII Z 'oll rel 3 . ':  , \ 1 11/ A TS ( eill­
\eb!I1ß/ICh l ISI ) ::11 er::lelell. \f!ellen h,/)e .lie ZI egeli IIMligellleln' '"e/I!llIIgftr!)rill­
,l!,I/IIg /)('/ deli ßdlllr,i;l!,frll rd 1 . 1  ,\ l il/ A TS ( elll\INiejJlidJ USo dll Hlillurdrfll 
CI 1I/)ch,1 teil. 

·+ 1 .4 Der R H  erwiderte, dass bei ordnungsgenüßer Abwicklung der Vergaben 
das E i nsparungspotenzial  zu lukr ieren gewesen wäre . 

-:/2 . 1 Die  A usschre i bu ngen der General Lln ternehmerlei stLI ngen für d i e  Rechts-, 
Soz ial- LInd Wi rtschaftswissenschaft l iche Fakulüt der U n i versi tiit G raz 
sow I e  e ine  A l lgemei n  b i ldende I liihere Schule  i n  \'Vien  .:! .:! . ,  bestanden 
neben dem Gewerk für Baumeisterlei stLIngen aus .'\6  bzw �H wei teren Ge­
werken für Profess ionisten. Wie d ie vom RH erste l l ten Preisspiegel zeig­
ten ,  boten versch iedene Genera l unternehmer mehrere Gewerkesummen 
und E i nheitspre i se - trotz untersch ied l ich bezeichneter Subunternehmer 
- ganz oeler zumindest in welten Bereichen Ident an oder d ie Pre isunter­
schiede zwischen den Angeboten wiesen aufIil l ige RegelnliiJ:l lgkelten auf. 

42.2 Aufg ru nd der  Pre i sgesta l tung waren bei den Profess ion i s ten le i s tungen 
miigl iche Prei sabsprachen n icht auszuschl ießen .  

·1 2 . . ) Die BIlIlc!c.l Illllllo/;i!ifllgeJIIlbH Ici!tc lIIit. dd l.l IIf. f)/;lI'ub! Jie keim Zl irtJ(/J(/jl­
IICbell Ne/ebleilt erkmrlfll kijf/ne. zl 'cgm lIIil;l!,lu'ber A /;\prClChef/ der St{/CltJ""11 ',tlt­
I ch"/I /;eilll Lone/eJgeriebt /iir Strtlj.ic/ebfll 111 Wien /JZu '  der SI"{//JilflZI 'altJdJd/1 
G'rC/z jm eil\ elnc Jcbriftliche St/ehl'er/J{tltJd"ntellllllg iiberreicbt bat. Letztere hä/;e 
die /;et ihr /;ebt/llde/te /i llzelge illl Mdi .:()()() zlirlickgelegt: dm /;ei der Stclcltl(lII­
lwlt\ebajl \\'"iw {lII/J{illgige Ver/�t!mll Jei illl)dllller ':()() 1 !Weh cllllhiligig geZi 'flfIl. 

· B . l hi r d i e  Funkt ionssan ierung e i nes B undesrealgy m nas i um s  i n  Wien 1 9 . ,  
bot der m i t  seI ner Angebotssumme i m  Vord ruck des Leistu ngsverze ich­
n i sses b i l l igste B ieter in ei nem Begleitschre i ben zum A ngebot " bei Opti­
m ierung sei nes Bauablaufes" ei nen zusiitz l ichen Nachlass von '5 �/( an. Die­
ser  Nach lass wu rde be i  der  A ngebotserii ffn ung protoko l l i ert  und i m  
Auftragssch re iben berücksicht igt .  E i ne n;ihere Festlegung der "Opt im ie­
rung" vor Auftragserte i l ung u n terbl ieb;  e in angesetztes A ufklärungsge­
spräch sagte der B ieter ab. 

Obwohl der Auftragnehmer kurz nach dem Datum des Aufrragschrei bens 
auf Anfrage der ört l ichen Bauaufsicht als Bed i ngung für d i e  Opti mierung 
e ine  Verkürzunt( der Bauzei t  und keine Beh i nderungen d urch den Schul ­
betrieb nannte,  unterfert it(te er ansch l i eßend den Gegenschlussbrief ohne 
Vorbeha l t .  [n der Folge wurde das Bauvorhaben j edoch ohne Abzut( des 
zusätz l i chen Nachlasses abgerechnet .  

-H .2 Der R H  kri t i s ierte d ie  feh lende Konkret i s ierung der Nachlassbed i ngun­
gen vor  Auftragserte i l ung und d ie  N ichtberücksichtigung des  Nach lasses 
( 1 , 1  Mdl  ATS einschl ießl i ch  USt)  bei der Abrechnung . 
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Bundeshochbau 

undeslm obilien esmbH 

43.3 Laut Stellungnahme der BtmdesimmobiliengesmbH seien die vom Auftragnehmer 
genannten Voraussetzungen für den optimierten Bauablauf unannehmbar gewesen, 
weshalb der Nachlass nicht realisiert worden sei. Sie beurteile das Begleitschreiben 
als Erwartungshaltung des Bieters, die aber nicht zum Tragen gekommen sei. 

43.4 Der RH erwiderte, dass die erst nach Auftragserteilung getroffene Fest­
legung der Voraussetzungen es dem B ieter ermöglicht hat, diese schwer 
umsetzbar festzulegen. Da die BundesimmobiliengesmbH und die mit der 
Vergabe beauftragte Bundesbaudirektion das Nachlassschreiben für kon­
kret genug befunden hatten, um es im Auftrag zu berücksichtigen, wären 
auch die nachträglichen Festlegungen nicht zu akzeptieren gewesen. 

Angebotseröffnung 44.1 In zwei Fällen waren die  Niederschriften über die Angebotseröffnung 
mangelhaft. Es wurden preisbestimmende Angaben der Bieter oder Hin­
weise auf Begleitschreiben bzw Beilagen nicht protokolliert und es fehl­
ten die Kennzeichnungen der geöffneten Angebote. Weiters waren die 
ausgegebenen Leiscungsverzeichnisse vielfach nicht gebunden. 

Angebotsprüfung 

44.2 Der RH beanstandete die mangelhaften Niederschriften und die anderen 
Verstöße, wodurch in einem zentralen Punkt des Vergabeverfahrens die 
Transparenz beeinträchtigt war. Alle Möglichkeiten einer nachträglichen 
Veränderung der Angebotsunterlagen sollen ausgeschlossen werden können. 

44.3 Laut Stellungnahme der BundesimmobiliengesmbH seien durch die Formmiingel 
keine wirtschaftlichen Nachteile entstanden. Sie bezweifle nicht die Rechtmäßig­
keit der Auftragsvergaben. Ungeachtet der eindeutigen vertraglichen Verpflichttm­
gen werde die BrmdesimmobiliengesmbH ihre Auftragnehmer auf die Notwendig­
keit der Einhaltung der Formvorschriften hinweisen. 

Die Bundesbaudirektion kündigte Änderungen bei den A ngebotseräffnungen an. 

Die BundesimmobiliengesmbH und die Bundesbaudirektion merkten an, dass das 
Binden sehr umfangreicher Leistungsverzeichnisse und das Kopieren der Leistungs­
verzeichnisse in gebundener Form nicht zu bewerkstelligen seien. 

44.4 Der RH entgegnete, dass die aufgezeigten Mängel die gesetzlich gefor­
derte Gleichbehandlung aller Bieter sowie die Transparenz des Vergabe­
verfahrens verletzen könnten. Dagegen wären zweckmäßige Vorkehrun­
gen zu treffen. 

45.1 Hiezu war festzustellen: 

( 1) Im Rahmen der Angebotsprüfung der Baumeisterarbeiten zur Gene­
ralsanierung des ehemaligen k .k .  Hoftheaterkul issendepots blieben feh­
lende bzw doppelte Seiten des Leiscungsverzeichnisses mit  unterschied­
lichen Einheitspreisen unentdeckt. 

(2) Bei der Angebotsprüfung bezüglich der Baumeisterarbei ten für den 
Um- und Zubau der B undesschulen in Salzburg wurden Angebote im 
Umfang von rd 8 % der Angebotssumme nicht zur Ausscheidung emp­
fohlen, obwohl nicht ausgefüllte Bieterlücken (so genannte Bieterlücken 
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Angebotsprüfung 

38 

sind im Leistungsverzeichnis näher beschr iebene, aber ohne Produktan­
gaben versehene Leistungen, zu denen der Bieter konkret angebotene Pro­
dukte einzutragen hat) einen zwi ngenden Ausscheidungsgrund nach den 
Angeborsbedi ngungen darstellten. 

(3) Das Angebot des späteren Auftragnehmers der Generalunternehmer­
lei stung zur Err ichtung einer Allgemein bi ldenden Höheren Schule i n  
Wien 22. ,  w ies zahlreiche Mängel auf, die der mit der Angebotsprüfung 
betraute Architekt in seinem Prüfber icht nicht erwähnte (offene B ieter­
lücken, geänder te Leistungsbeschreibung, fehlender Einheitspreis, Preis­
spiegel ohne vollständige Nachlässe). Ferner blieb die aus dem Preisspiegel 
erkennbare übereinstimmende Preisgestaltung der Bieter bei zahlreichen 
Professionistenleistungen bei der Angeborsprüfung unentdeckt. 

(4) Die Bundesbaudirektion kam w iederholt ihrer im "Leistungsbild Pla­
nungsbetreuungs- und Baubetreuungsvertrag" enthaltenen Verpflich­
tung, die Ergebnisse der Angebotsprüfungen Dritter zu überprüfen, nicht 
ordnungsgemäß nach. 

45.2 Angesichts der Mängel bei der Angebotsprüfung ver misste der RH die 
sachgerechte Wahr nehmung der Bauherrnfunktion durch die Bundesim­
mobiliengesmbH . 

Der RH empfahl der BundesimmobiliengesmbH , im Sinne einer fairen 
und transparenten Abw icklung der Auftragsvergaben von den Auftrag­
nehmern die mit der Angebotsprüfung verbundenen Leistungen einzufor­
dern und erforderlichenfalls vertragliche Haftungsansprüche geltend zu 
machen. 

45.3 Die BtmdesimmobiliengesmbH bestiitigte die Feststellungen des RH, hielt jedoch 
manche Miingel für geringfügig und für wirtschaftlich nicht nachteilig. Durch die 
der Bundesbaudirektion und den Ziviltechnikern übertragene Verpflichtung zur 
Prüfung der Leistungsverzeichnisse habe sie ihre Bauherrnfunktion voll erfüllt. 
Weitere Kontrollmaßnahmen erforderten eine Priifimgsorganisation, die den Inten­
tionen des Gesetzgebers widerspräche. 

Die Bundesbattdirektion betonte, dass sich die BundesimmobiliengesmbH wesent­
liche Entscheidungen selbst vorbehalten und fallweise gegen ausdrückliche Vorschläge 
und Warnungen der Bttndesbaudirektion gehandelt habe. Eine detaillierte Ü ber­
prüfung von Leistungen, für die Ziviltechniker verantwortlich waren, sei weder ge­
fordert noch zeitlich möglich gewesen. 

45.4 Der Bundesimmobil iengesmbH entgegnete der RH , dass die Vergabe­
regelungen keine wer tmäßige Abwägung von Sanktionen bei Mängeln 
zulassen. Auch entbindet die Beauftragung Dr itter (zB mit Planungen, 
Angebotsprüfungen, der örtlichen Bauaufsicht, begleitenden Kontrollen, 
Bautr äger funktionen)  d i e  B undes immobi l iengesmbH nicht  von der 
Wahrnehmung der Bauherrnfunktion. 

Der RH er innerte die Bundesbaudirektion an das ihr übertragene Leis­
tungsbild, welches auch die Überprüfung der Ergebnisse der Angebots­
prüfung Dritter umfasst. 
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Qualität der 
Leistungs­
verzeichnisse 

Bieterlücken 

Bunde hochbau 

Bunde i m bill m H 

46. l Die Gegenüberstellung der Leistungsverzeichnisse mit den Abrechnungen 
ergab in zahlreichen Fällen hohe Abweichungen zwischen den Leistungs­
verzeichnissen der Ausschreibung und der abgerech neten Ausführung . 
Minder- bzw Mehrmengen ausgeschriebener Leistungspositionen bewirk­
ten, dass in drei Fällen nachgereihte Bieter die ausgeführten Gesamtauf­
träge um i nsgesamt rd 3,8 Mill ATS (einschließlich USt) und i n  zwei Fällen 
wesentliche Teile der Generalumernehmeraufträge bill iger abgerechnet hät­
ten als die als Billigst- und Bestbieter beauftragten Umernehmungen. 

Bei den vom RH überprüften Aufträgen emfiel durchschnittlich rd ein 
Drittel, in Einzelfällen bis zu rd 8 5  %, der ausgeschriebenen Leistungspo­
sitionen. An ihre Stelle traten Mehrmengen ausgeschriebener Positionen 
und zusätzl iche nicht ausgeschriebene Leistungen,  wobei d iese erfah­
rungsgemäß ein höheres Preisniveau aufweisen . 

46.2 Der RH beanstandete die Mangelhaft igkeit der Leistungsverzeichnisse; 
wegen der erheblichen Abweichungen war die Ordnungsgemäßhei t  der 
Auftragsvergaben zu bezweifeln . Der RH wies darauf hin,  dass mangel­
hafte Leistungsverzeichnisse Raum für ein breites Spekulationspotenzial 
bieten und die auf den Kalkulationsgrundlagen des Angebotes basierende 
Auftragserfüllung durch die Auftragnehmer verhi ndern. Vielfach erwies 
sich nicht nur die Leistung der Archi tekten, sondern auch die des Bau­
herrn als mangelhaft ,  weil dieser die Prüfung der Leistungsverzeichnisse 
und Ausschreibungsumerlagen verabsäumte. 

46.3 Laut Stellungnahme der BtmdesimmobiliengesmbH seien die Bieterumreihungen 
nur fiktiv; sie wiirden keine Einsparungspotenziale darstellen. Viele A bweichungen 
wiiren durch Forderungen Dritter während der Ausfiihrungsphase, durch Baube­
willigungs/risten oder durch unvorhersehbare Zusatzleistllngen verursacht worden. 
Sie habe jedoch wegen nicht mangelfreier Leistungserbringllng der Ballträger Hono­
rarkiirzungen von insgesamt rd 0,2 Mi" ATS (einschließlich USt) vorgenommen. 

Lallt Stellllngnahme der BlIndesbalIdirektion habe sie die Leistllngsverzeichnisse 
sorgfältig formal lind allf Plausibilitiit gepriift, wobei jedoch nllr grobe Fehler Zll 

erkennen gewesen wären. Eine Ilmsichtige Erstellung der Leistungsverzeichnisse solle 
speklliative Nachträge verhindern. 

46.4 Der RH erwiderte der BundesimmobiliengesmbH, dass fiktive Bieterum­
reihungen - unabhängig von möglichen Ausführungsänderungen -
stets Mängel in den Leistungsbeschreibungen widerspiegeln.  Fehler bei 
den ausgeschriebenen Massen ermögl ichen einzelnen Bietern eine speku­
lative Preisgestaltung. 

Der RH entgegnete der Bundesbaudi rektion, die Bieterstürze belegten, 
dass die Leisrungsverzeichnisse den Bietern durch versteckte Massenreser­
ven Spielraum für zusätzliche Spekulationen einräumten. 

47. l Die Leistungsverzeichnisse für die Generalumernehmerleistungen für die 
Errichtung einer Allgemein bildenden Höheren Schule in Wien 22 . ,  em­
hielten hunderte Bieterlücken, bei denen die Bieter zu näher beschriebenen 
Leistungen die angebotenen Produkte zwecks Fesrlegung der technischen 
Qualitäten einzutragen harren. Keiner der Bieter füllte alle B ieterlücken 
aus. Die Qualität der ausgeschriebenen Erzeugnisse stellte kein Zuschlags­
kriterium für die Bestbieterermitrlung dar. 
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Bieterlücken 

Auftrags­
abwicklung 

Zur Festlegung ihrer weiteren Vorgangsweise beschritt die Bundesimmo­
biliengesmbH nicht den im Bundesvergabegesetz geregelten Rechtsweg, 
sondern bestellte ein Gutachten. Laut Gutachten stellten die nicht ausge­
füllten Bieterlücken einen unbehebbaren Mangel dar, sofern die fehlenden 
Angaben für einen bedeutenden Teil der Leistung (2 %) qualitätsbestim­
mend sind. Darauf aufbauend schied die BundesimmobiliengesmbH den 
B i l l igstbieter wegen nicht ausgefül lter B ieterlücken im Ausmaß von 
mehr als 2 % der Angebotssumme aus. 

47.2 Nach Ansicht des R H  erschwerte die fehlende Angabe von Referenzpro­
dukten die Beurteilung der Gleichwertigkeit der Angebote. Da die Qua­
l i tät der ausgeschriebenen E rzeugnisse ke i n  Zuschlagskriterium war, 
konnten die nicht ausgefüllten Bieterlücken nach Ansicht des RH auch 
nicht qualitätsbestimmend sein, so dass ein behebbarer Mangel und dem­
nach kein Anlass für ein Ausscheiden des Angebotes vorlag. Nachträgliche 
Qualitätswünsche an Produkten würden Änderungen der Vorgaben und 
Beeinflussungen des Wettbewerbes darstellen und unzulässig sei n ,  wie 
auch das Bundesvergabeamt in  der Zwischenzeit feststellte. Das Ausschei­
den des Bill igstbieters verursachte - unter sonst gleichen Bedingungen 
- Mehrkosten von rd 24,6 Mill ATS (einschließlich USt). 

47.3 Laut Stellungnahme der BundesimmobiliengesmbH habe sie ihre Vorgangsweise 
aufgrund eines Gutachtens geweihlt; das Ausscheiden des Billigstbieters sei zu 
Recht erfolgt; sie krinne daher kein Einsparungspotenzial erkennen. Ferner würden 
diejudikatur und ihre Auslegung einem steindigen Wechsel unterliegen. Die Bun­
desimmobiliengesmbH erachte es als unzulässig, aufgrund spä'terer Judikatur 
frühere Verhaitnisse zu beurteilen. 

Laut Stellungnahme der Bundesbaudirektion habe sie stets ähnlich dem RH argu­
mentiert; die BundesimmobiliengesmbH habe dies jedoch negiert. 

47.4 Der RH erwiderte, dass es an der BundesimmobiliengesmbH gelegen wäre, 
bereits zum damaligen Zeitpunkt Rechtssicherheit zu erlangen, zumal sie 
den gesetzlichen Rechtsweg nicht beschritten hatte. 

48. 1 Beim Hochbauvorhaben des Um- und Zubaues sowie der Errichtung ei­
ner Turnhalle für zwei Bundesschulen in Salzburg wurden mit der Schluss­
rechnung auch Leistungen im Bereich der Außenanlagen (rd 8,9 Mill ATS 
einschließlich USt) abgerechnet, die der Bauträger trotz vertraglicher Ver­
pflichtung nicht ausgeschrieben hatte. 

48.2 Der RH kritisierte dies und empfahl ,  einen Abzug vom Honorar des Bau­
trägers vorzunehmen. 

48.3 Laut Stellungnahme der BundesimmobiliengesmbH habe der Bauträger bei der 
Abwicklung des Bauvorhabens seinen vertraglichen Verpflichtungen vielfach nicht 
voll entsprochen; sie habe daher eine begleitende Kontrolle eingerichtet. Ein wirt­
schaftlicher Nachteil sei jedoch nicht eingetreten; dessen ungeachtet werde sie eine 
entsprechende K#rZltng des Bauträgerhonorars um 0, 6 Mill ATS einschließlich 
USt bei der Schlussrechnung wegen mangelhafter Projektabwicklung vornehmen. 
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Folgekosten 
geänderter 
Bauweise 

Abrechnung 

Bunde hochba 

Bunde I moblhengesmbH 

49. 1 Im Zuge der Vergabe der Generalunternehmerleisrung für d ie Errichtung 
der Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni­
versität Graz wurden für Aufzahlungsposi tionen bei Schalungen über 
einer best immten Höhe Regelungen zwischen dem Auftraggeber und 
dem Auftragnehmer vereinbart. Anlässlich einer - zwecks Erleichterung 
der Arbeitsweise des Auftragnehmers genehmigten - Ausführungsände­
rung (Fertigteilelernente statt betonierter Stiegen) blieben die erwähnten 
Verei nbarungen unverändert .  Wegen der abgeänderten St iegenaus­
führung wurden erhebl iche Massenänderungen i nnerhalb der Aufzah­
lungspositionen abgerechnet, wobei - entgegen den Vereinbarungen -
die teuren Positionen (für gtoße Schalungs-Höhen) maßgeblich bettoffen 
waren. 

49.2 Der RH ermittelte, dass die geänderte Bauweise zu Mehrkosten von rd 
8 , 1  Mill ATS (einschließlich USt) führte. Er empfahl der Bundesimmobi­
l iengesmbH, d iesen Betrag von der ausführenden Generalunternehmung 
zurückzufordern. 

49.3 Laut Stellungnahme der BundesimmobiliengesmbH werde sie dieser Empfehlung 
des RH nicht folgen, weil die Genehmigung der Änderung der Stiegenausfiihrung 
implizit die Änderung der Vereinbarungen beinhalte; somit seien die Aufzahlungs­
positionen fiir größere Konstruktionshö"hen zu Recht gewa"hrt worden. 

49.4 Der RH entgegnete, dass sich das Bauvorhaben durch Folgekosten ge­
genüber der ausgeschriebenen Variante um rd 8, 1 Mill ATS (einschließlich 
USt) verteuerte, obwohl die Ausführungsänderung die Arbeit der Gene­
ralunternehmung erleichterte. Som it wären,  wenn schon nicht kosten­
m indernde, höchstens kostenneutrale Auswirkungen der Ausführungs­
änderung vertretbar gewesen .  

50.1 H iezu war zB festzustellen: 

( 1) Bei Schulbauvorhaben in Wien und Bludenz erfolgten bei mehreren 
Positionen der Ausschreibungen der Baumeisterleistungen (Erschwernisse 
für Schulbetrieb, Bodenaushub, Innenverpurz, Abbrucharbeiten, Schalun­
gen, Betongüte, Erschwernisse für Schalungs- und Bewehrungste ile) 
mangelhafte Aufrnaßprüfungen und Leisrungszuordnungen. 

(2) Die Überschneidung der Abrechnung nach Plan und nach Naturrnaß­
aufnahme führte bei der Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaft­
liche Fakultät der Universität Graz zu einer Doppelverrechnung. 

(3) Wegen eines nicht zeitgerecht vorliegenden Bodengurachtens wurde 
bei den Bundesschulen Salzburg die Entsorgung von verunreinigtem Bo­
denmaterial nach einem überhöhten vereinbarten Mischsatz abgerechnet. 

(4) Bei einem Schulbauvorhaben in Innsbruck wurde die Entsorgung von 
Bodenbelägen nicht bei der Stoffgruppe Baustellenabfälle, sondern als 
wesentlich teurerer Kunststoffabfall abgerechnet. 
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Abrechnung 

42 

50.2 Diese und weitere vom R H  festgestellte Mängel führten zu einer unrich­
t igen Abrechnung von Leistungen im Ausmaß von 4,7 Mil l  ATS (ein­
schließlich USt). 

50.3 Die BundesimmobiliengesmbH teilte mit, dass die A brechnungen korrigiert sowie 
Rechnungs- und Honorarbetrage von insgesamt 4,3 Mill ATS (einschließlich 
USt) zurückgefordert oder bereits zurückerstattet worden seien. 
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Bereiche der Bundesministerien für 

Verkehr, I nnovation und Technologie 

sowie für Wirtschaft und Arbeit 

ZU "'<lmmc n f<l"i ... cndc Fc ... t .. tel l u ngc n 

Überblick 5 1  Die Gebarungsüberprüfung von Auftragsvergaben im Bundesstraßenbau 
und Bundeshochbau (erster und zweiter Teilbericht) bezog eine Bundes­
dienststelle und 10 Landesdienststellen, zwei Unternehmungen und das da­
malige BMwA mit ein.  Aus 693 Bauvorhaben mit einer Gesamtauftrags­
summe von 13 ,9 Mrd ATS wurden bei stichprobenweise ausgewählten 
222 Bauvorhaben Vergaben mit einer Gesamtauftragssumme von 5 ,5 Mrd 
ATS überprüft .  

Kennzahlen der überprüften Aufträge 

Aufrragssumme 1 )  Abrechnu ngssumme Einsparungspotenzial 

Dienststelle/U nternehmung Straßenbau Hochbau Srraßenbau Hochbau Straßenbau Hochbau 

in Mill ATS einschließlich USt 
Amt der Niederösterre ichischen 
La ndesregierung 2) 946 304 1 050 270 14,6 12,8 

Amt der Burgenländischen 
Landesregierung 2) 293 101 291 102 1 3,7 3,3 

Amt der Sa lzburger 
Landesregierung 2) 262 56 266 68 4,5 2 ,2 

Bundesgebäudeverwaltung II 
Linz-Salzburg 2) 35 36 1 ,5 

Amt der Kärntner Landesregierung 220 182 252 197 4,5 4,6 

Alpen Straßen AG 1 302 1 1 44 1 ,5 

Bundesgebäudeverwaltung II 
Klagenfurt 5 5 0,1 

Bundesbaudirektion Wien für Wien,  
Niederösterreich und Burgenland 441 411 8,0 

damaliges BMwA (Neubauten für 
die Grenzgendarmerie) 84 87 8,0 

BundesimmobiliengesmbH 1 306 1 386 43,2 

Summe 3 02 3  2 5 14 3 003 2 562 38,8 83,7 

I) aller überprüften Aufträge gemäß dem ersten und zweiten Teilbericht 

2) erster Teilbericht (Reihe Bund 2000/3) 
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44 

Mängelarten 

B e i  den überprüften Vergaben s tel l te der R H  M iingel  bei der  Vergabe 
se lbst oder als Folge der Vergabe fest ,  deren Vermeidung i nsgesam t e in  
E insparungsporenzial von rcl 1 2 2 , '5  Mil l  ATS (e insch l ießl ich liSt) ermög­
l icht  lütte, wovon rcl 1 G,9 M i l l  ATS zu rückgezah lt s ind oder einbringlich 
sein kiinnen. 

52  A ufgrund der Verschiedenheit der festgestel lten Mängel erac htete es der 
R H  fü r zweckmii J.\ ig ,  d i ese den nachstehend angefühnen  wesent l ichen 
Bereichen des Vergabewesens i m  B undesstraßenbau und B undeshochbau 
z uzuord nen : 

- Vergabeverfahren 

- Planung u nd LeIstungsbeschreibung 

- Bauabwicklung und Abrechnung 

H i nzuweisen i s t  darauf, dass d ie  Behebung der i n  den vorstehend genann­
ten Bere i chen aufgetretenen Miingel sowie cl ie Vermeidung i h rer E ntste­
hung grundsätzl ich in der Ingerenz der öffent l ichen Auft raggeber l i egen ;  
zu r l J  n terbi  nd u ng der nachte i l igen Folgen e i  nes  verzernen bzw e i  nge­
scl1fii nkten B ieterwettbewerbs kom mt der - i nsbesondere vom Auftrag­
geber zu wahrenden - Rechtmii/.\ igkeit und Ordnungsgemäßheit der Ver­
gabevorgiinge wesentl iche Bedeutu ng zu .  

Mängelanalyse und Beurtei lung 

A l lgemeines 

BMVIT -
B u nclesstral.\en bau 

5 '1  Der R H  hat d ie nachstehende Miingelanalyse dem BMVIT ( für  den Bun­
desstraßenbau) und dem BMWA ( für elen B undeshochbau) in Zusammen­
f�lssung se i ner Prüfu ngsfestst e l l u ngen und -beurte i l ungen bekannt  ge­
geben .  

54  Im Bere ich  Bunelesstraßenbau waren im Wesen t l i chen folgende Mängel 
festzustel len:  

Vergabeverfahren 

( 1 )  B e i  mehreren Vergaben füh rte d i e  N i c h tbeach t ung von Formvor­
schr iften dazu ,  dass n icht  der Bestbieter i m  S inne der Vergaberegelungen 
den Zuschlag erh ie l t .  

( 2 )  Be i  der A ngebotsprüfu ng u nterbl ieben wei tergehende Analysen be­
züg l i c h  der Auswi rkungen speku lat iver E i nhe i tspre i se sowie der I n halte 
von Alternat ivangeboten .  

(.)  Die nachtriig l i che  Weitergabe von groLlen ,  meist  elen  Kern der Aus­
schreibung betreffenden Leistungste i len an M itbewerber (a l s  Subunterneh­
mer) erachtete der RI I aus vergabepol i t i schen Gründen für problemat isch . 
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Mängelanalyse 

und Beurteilung 

BMWA ­
Bundeshochbau 

Zu amm nf sende Festc;tellung n 

(4) Die Verlesung von Angeboten bzw Alternativangeboten sowie der da­
zugehörigen Angebotsbeilagen und Begleitschreiben anlässlich der Ange­
botseröffnungen war fallweise unzureichend dokumentiert. 

( 5 )  Vielfach wichen Kostenschätzungen von den später erzielten Ange­
bots- und Abrechnungssummen deutlich ab. 

Planungen und Leistungsbeschreibungen 

Gravierende Abweichungen zwischen den im Leistungsverzeichnis ausge­
schriebenen und den tatsächlich ausgeführten Leistungen führten zu nach­
träglichen Bieterumreihungen. 

Bauabwicklung und Abrechnung 

( 1) Bei der Baudurchführung erfolgte die schriftliche Beauftragung von 
Leistungsänderungen vielfach verspätet. Auch entsprach die Art und Weise 
der Geltendmachung und Beauftragung nicht den Formvorschriften. 

(2)  Mehrfach war die wettbewerbsverzerrende Wirkung bei nachträg­
lichem Abgehen von ursprünglich zwingenden Angebotsvorgaben festzu­
stellen. 

(3) Planungs- bzw Ausschreibungsmängel sowie Anordnungen und Ent­
scheidungen des Auftraggebers bzw der örtlichen Bauaufsicht führten zu 
vermeidbaren Mehrkosten. 

55 Im Bereich Bundeshochbau waren im Wesentl ichen folgende Mängel 
festzustellen: 

Vergabeverfahren 

( 1 )  Die Nichtbeachtung verbindlicher Vergaberegelungen (zB Ausschei­
den von Angeboten mit nicht normgemäß gekennzeichneten Korrekturen 
von Einhei tspreisen) führte in mehreren Fällen dazu, dass der Zuschlag 
nicht an den Bestbieter erteil t  wurde. 

(2) Trotz Rechenfehlern über der maßgeblichen Toleranzgrenze (2 % der 
Angebotssumme) schieden die betreffenden Auftraggeber die jeweiligen 
Angebote nicht aus, obwohl sie dazu verpflichtet gewesen wären; ferner 
verringerten Rechenfehler unter dieser Toleranzgrenze den Angebotsab­
stand zwischen Erst- und Zweitbieter. 

(3) Bei der Angebotsprüfung unterblieben weitergehende Analysen über 
die Auswirkungen spekulativer Einheitspreise sowie der Inhalte von Alter­
nativangeboten. 

(4) Als Vergleich für die späteren Angebote lagen nur in wenigen Fällen 
Kostenvoranschläge bzw Kostenschätzungen auf der Grundlage der aus­
geschriebenen Leistungen, sondern meist nur frühere allgemeine Kosten­
ermittlungen vor. 
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Mängelanalyse 

und Beurteilung 

( 5 )  Die nachträgliche Wei tergabe von großen, meist den Kern der Aus­
schreibung betreffenden Leistungstei len an Mitbewerber (als Subunter­
nehmer) erachtete der RH als problematisch. 

(6) Die Verlesung von Angeboten bzw Alternativangeboten sowie der da­
zugehörigen Angebotsbeilagen und Begleitschreiben anlässlich der Ange­
botseröffnungen war fallweise unzureichend dokumentiert. 

(7) Bei Vergaben nach beschränkten baukünstlerischen Entwurfsgutach­
terverfahren waren nach der Angebotseröffnung geführte Preisverhand­
lungen, nachträgliche Änderungen der Ausschreibungsbedingungen,  die 
Änderung der Reihung und Gewichtung von Beurteilungskriterien, die 
mangelhafte Dokumentation des Vergabeablaufes sowie die Zurücksen­
dung der Vergleichsangebote festzustellen. 

Planungen und Leistungsbeschreibungen 

( 1 )  Gravierende Abweichungen zwischen den im Leistungsverzeichnis 
ausgeschriebenen und den tatsächlich ausgeführten Leistungen führten 
bei 3 1  (einschließlich der Gewerke) überprüften Vergaben zu nachträgli­
chen Bieterumreihungen. 

(2) Leistungsverzeichnisse mit vielen Bieterlücken (Leistungsbeschreibun­
gen mit  vom Bieter einzusetzenden Produktnamen) erschwerten wegen 
der fehlenden Angabe von Referenzprodukten die Beurteilung der Gleich­
wertigkeit von Angeboten. 

(3) Wahlpositionen in Leistungsverzeichnissen (vorsorgliche Leistungsbe­
schreibungen für eine mögliche abweichende Ausführung) wurden weder 
als Positionssumme noch im Gesamtpreis von Ausführungsvarianten be­
rücksichtigt; dies führte zu stark überhöhten Preisen bei der Abrechnung 
von Leistungsänderungen. 

(4) Kurz nach Baubeginn geänderte Planungen, mangelhaft ausgeschrie­
bene Leistungsinhalte und stark von der Ausführung abweichende Leis­
tungsmengen führten zu vermeidbaren Mehrkosten und durch die ver­
mehrte Ausführung spekulativ hochpreisig angebotener Leistungen zu 
nachträglich geänderten Bieterreihungen .  

Bauabwicklung und Abrechnung 

( 1 )  Nachtragsleistungen erfolgten tei lweise ohne schriftliche Beauftra­
gung; die Preisfestsetzung und Genehmigung geschah erst mit Prüfung 
der Schlussrechnung und ohne ausreichende Kalkulations- und Beurtei­
lungsgrundlagen . 

(2) Erbrachte Leistungen waren zum Teil unrichtigen Leistungspositionen 
zugeordnet; Leistungen wurden verrechnet, obwohl sie nicht ausgeführt 
worden waren. 
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Standpu n k t  dc� 1 3 M  ' I T  

Das BMVIT teilte weitgehend die vom RH vertretenen Standpunkte und 
anerkannte seine Anregungen. Das BMVIT werde die Prüfungsfeststel­
lungen und Empfehlungen des RH zum Anlass nehmen, d ie Dienststel­
len seiner Auftragsverwaltung im Wege eines Runderlasses auf die vom 
RH aufgezeigten Erfordernisse eines geordneten Vergabeverfahrens aus­
drücklich hinzuweisen. 

Stalld p u n k t  de-; 13 \1 �'A 

Das BMWA erachtete die Hinweise des RH auf ein abgestimmtes Bieter­
verhalten für einen Ausdruck der Komplexität der Materie, d ie konkrete 
Nachweise erschwere. Die Unterschreitung der Auftragssummen durch 
um 3 1  Mill  ATS niedrigere Abrechnungsbeträge sei als Erfolg der ihm 
unterstehenden Gebäudeverwaltung zu werten. Das BMWA habe seit ge­
raumer Zeit  die mangelhafte Qualität der von Zivi ltechnikern verfassten 
Leistungsverzeichnisse sowie der Leistungen von mit der Vergabe und der 
Bauabwicklung beauftragten Zivil technikern beanstandet. Honorarab­
züge würden das Problem eingetretener Fehllei stungen und wirtschaft­
licher Nachteile nicht wirklich lösen . Das BMWA werde bemüht sein, 
die Sensibilität der Standsvertretung bezüglich der festgestellten Mängel 
zu heben sowie Missstände durch verstärkte Information und Schulung zu 
beseitigen. 
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chlussbem r un n 

Angesichts der Vergaben durch öffentliche Stellen (Bund, Länder, 
Gemeinden, Sozialversicherungsträger, Kammern, öffentliche Un­
ternehmungen usw), die sich auf etwa 300 Mrd ATS jährlich belau­
fen, vermögen bereits wenige, nicht korrekt durchgeführte Verga­
beverfahren oder in deren Vorfeld gelegene, den freien Wettbewerb 
behindernde Vorgänge beträchtliche finanzielle Nachteile für die 
vergebenden Stellen und damit in letzter Konsequenz für die Steuer­
zahler zu bewirken. 

Nach Ansicht des RH obliegt es deshalb in erster Linie den verge­
benden Stellen die erforderlichen Vorkehrungen für die Einhaltung 
der Grundsätze des freien und fairen Wettbewerbs (zB Gleichbe­
handlung der Bieter) zu treffen. 

Zur Verwirklichung dieser Grundsätze empfahl der RH aus Anlass 
der gegenständlichen Gebarungsüberprüfung der Auftragsverga­
ben im Bundesstraßenbau und Bundeshochbau zusammenfassend , 

( 1 )  die im Vergaberecht vorgesehenen Formvorschriften einzuhal­
ten; 

(2) die Leistungsverzeichnisse auf Basis ausgereifter Planungen, Be­
standserhebungen und unter Einbeziehung der abschließenden W ün­
sche der späteren Nutzer so zu erstellen, dass die Abweichungen bei 
der Ausführung so gering wie möglich sind; 

(3) allfällige Wahlpositionen in die Schlusssumme von Alternativen 
einzubeziehen und eine angemessene Anzahl von Leistungspositi­
onen als "wesentliche Positionen" (zB etwa im Preisumfang der hal­
ben zu erwartenden Angebotssumme) zu bezeichnen; 

(4) die Angebotseröffnung nach allen Kriterien der Transparenz und 
Ordnungsgemäßheit durchzuführen; 

(5) die Angebotsprüfung und -beurteilung sowohl nach den forma­
len Erfordernissen (Rechtsgültigkeit) als auch verstärkt ua im Hin­
blick auf das Erkennen von Spekulationsansätzen von Unterpreisen 
und überhöhten Preisen ( Preisanalyse) vorzunehmen sowie 

(6) bei der Bauabwicklung in Wahrnehmung der Bauherrnfunktion 
verstärkt auf die vertragsgemäße Einhaltung der ausgeschriebenen 
Leistungsinhalte durch die ausführenden Unternehmungen und 
deren Überwachung durch die örtliche Bauaufsicht zu achten. 

Wien, im Juli 200 1 

Der Präsident: 

Dr Franz Fiedler 
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ANHANG 

Entscheidungsträger 

[Aufsichtsratsvorsitzende und 

deren Stellvertreter 

sowie Vorstandsmitglieder) 

ANHANG 

Entscheidungsträger 

der überprüften Unternehmungen 

A nmerkung: 

im Amt befindliche Entscheidungsträger in B l aud ruck 
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Aufsichtsrat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Vorstand 

ANHANG 

Entscheidungsträger 

Alpen S t ralkn A C ,  

Ministerialrat Dipl-Ing D r  Günther BREYER 
(bis 5. März 1 997) 

Kommerzialrat Dkfm Dr Hubert KLINGAN 
( 5 .  März 1997 bis 1 8 .  Mai 1999) 

Dr E ngelbert SCI I R Ae, L  
(seit 1 8 .  Mai 1 999) 

Dr Josef LIENE R  
(seit Gründung) 

Ing Peter UNTERHOLZNER 
0 7 . Juli 1993 bis 1 7 . Juli 2000) 

Dip l-I ng Klaus F I N K  
(seit 1 7 . Juli 2000) 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Geschäftsführer 

ANH NG 

Entscheidungsträger 

B lInde..,immobi l ienge'il1lbll 

Dr Peter KAMP 
(seit l .  März 1 993) 

Sektionslei ter Dipl-lng Wilhe1m KRANZELMAY E R  
(seit l .  März 1993) 

Dr Wi l he1m B R AUMAN 
(seit l .  Jul i  1 995)  

D ipl-I ng GerharJ B U R ESUl 
(seit Gründung) 

Dr Harn\ ig CHROMY 
(seit Gründung) 
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